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Teil 1 Grundlagen des nachhaltigen Bauens 

1.1 Nachhaltiges Bauen – Handlungsbedarf und Rahmenbedingungen  

1.1.1 Nachhaltigkeit – Worum geht es? 

Das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung 

Vor dem Hintergrund endlicher Ressourcen und immer eindeutigerer und zunehmend 
beunruhigender Belege für den Klimawandel ist die rationelle Verwendung von Energie 
schon seit langem ein vorrangiges gesellschaftliches Anliegen. Nicht nur national, auch 
international rangieren Klimaschutz und Energieeffizienz weit oben auf der politischen 
Agenda. In rechtlich bindende technische Zielvorgaben für das Bauen umgesetzt ist 
Energieeffizienz mittlerweile eine Standardanforderung im Bauwesen. Energieeinsparung, 
die auf den globalen Klimaschutz zielt, kann ersichtlich kein national begrenztes Ziel sein. 
Nur in globaler Kooperation können dazu wirksame Strategien entwickelt und umgesetzt 
werden. Damit kommen andere Staaten, Gesellschaften und Kulturen ins Blickfeld, mit 
jeweils sehr unterschiedlichen sozialen und wirtschaftlichen Voraussetzungen, zur Lösung 
globaler Umweltprobleme beizutragen. 

Aus dieser Erkenntnis heraus, dass die Realisierbarkeit von Maßnahmen für einen wirk-
samen Klimaschutz entscheidend von sozialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten be-
stimmt wird, wurde Ende der 80er Jahre das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung for-
muliert, das auf eine dauerhafte Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen des Men-
schen abzielt. Die Einforderung einer weltweit nachhaltigen Entwicklung findet sich erst-
mals 1987 im Bericht „Unsere gemeinsame Zukunft“ der nach ihrer Vorsitzenden be-
nannten „Brundtland-Kommission für Umwelt und Entwicklung“ der Vereinten Nationen. 
In dem Bericht, der große Aufmerksamkeit fand, heißt es: 

„Nachhaltige Entwicklung ist eine Entwicklung, die den Bedürfnissen der heutigen Ge-
neration entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu beeinträchtigen, 
ihre eigenen Bedürfnisse befriedigen zu können.“ 
(Hauff 1987) 

Auf der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung im Jahre 1992 in 
Rio de Janeiro hat die internationale Staatengemeinschaft nachhaltige Entwicklung zum 
allgemeinen Leitbild erhoben. Dabei geht es nicht nur um den Schutz der Umwelt, son-
dern auch darum, die dafür erforderlichen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Voraus-
setzungen zu gewährleisten. Mit der Agenda 21 wurde in Rio de Janeiro ein globales Akti-
onsprogramm für das 21. Jahrhundert vereinbart, mit dem sich die 170 Unterzeichner-
staaten, Deutschland eingeschlossen, verpflichteten, eine Strategie für eine wirtschaftlich 
leistungsfähige, sozial gerechte und ökologisch verträgliche Entwicklung auszuarbeiten 
und umzusetzen. Auch in Deutschland wurde eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie er-
arbeitet, die kontinuierlich weiterverfolgt wird (Bundesregierung 2002). Für nachhaltiges 
Bauen bedeutsame Zielsetzungen der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie sind insbeson-
dere die Schonung und effiziente Nutzung der Ressourcen von Energie und Rohstoffen.  

Im Vordergrund der Besorgnis steht dabei der Klimawandel, dessen absehbare Folgen – 
wenn es nicht weltweit zu einem Umsteuern kommt - auch Lebensstandard und Lebens-
qualität in Deutschland beeinträchtigen werden. Neben den Veränderungen der Ökosy-
steme sind wirtschaftliche Folgen zu befürchten, die sich in Größenordnungen von 5 bis 
20 % des jährlichen globalen Bruttoinlandprodukts bewegen können – dagegen sind die 
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Spezifischer stellt sich die Frage, welche Bedeutung den genannten „grünen“ Themen in 
der Immobilienwirtschaft zugemessen wird. Die als Nachweis des nachhaltigen Bauens 
entwickelten Gütesiegel (s. Abschnitt 1.2), haben zwar alle ihren Ursprung im Bemühen, 
Energieeffizienz und die Vermeidung von Umweltbelastungen beim Bauen voranzubringen 
und stärker im allgemeinen Bewusstsein zu verankern, ihren Stellenwert in der Immobili-
enwirtschaft haben sie aber vor allem als Qualitätsnachweis gefunden. Dies ist vor allem 
für die amerikanische Immobilienwirtschaft bedeutsam, die sehr viel weniger reguliert ist 
und durch rechtlich bindende Qualitätsstandards geleitet wird als die deutsche, z.B. hin-
sichtlich der energetischen Qualität durch die Anforderungen von EnEV und Energiepass.  

Immerhin werden in jüngster Zeit auch bei der allgemeinen Immobilienbewertung Nach-
haltigkeitsaspekte ins Kalkül gezogen und dabei nicht allein der unmittelbar betriebsko-
stenrelevante energetische Standard. So werden bei dem standardisierten Immobilien-
bewertungsverfahren des Bundesverbandes Öffentlicher Banken Deutschlands, VÖB, die 
Umweltverträglichkeit mit 10% der Bewertung des Objekts gewichtet, davon 40% für die 
Baumaterialien, 35% für die Energiebilanz und 25% für Gebäudeemissionen (z.B. Wind, 
Blendwirkung). Die Objektebene geht allerdings nur zu 20% in die Bewertung ein – ne-
ben Ausstattung, Zustand, Grundstückssituation und Wirtschaftlichkeit der Gebäudekon-
zeption (s. Tab. 1.1-2).  

Auch wenn es zu früh sein mag, die immobilienwirtschaftliche Bedeutung der Gütesiegel 
insgesamt einschätzen zu können, ist in der Branche doch die Meinung verbreitet, dass 
die damit dokumentierte Qualität der Immobilien durch bessere Vermietbarkeit und hö-
here Mieterlöse deren Werthaltigkeit erhöht3. Als bestimmende Triebkräfte der Entwick-
lung sind dabei vorrangig die überdurch-
schnittlich steigenden Energiekosten zu 
sehen: „Die Zahl der Bauunternehmen 
und Investoren, die sich dem "Green 
Building" verschrieben haben, wächst. 
Denn ökologisch saubere Häuser sind 
nicht nur gut für das Gewissen, sondern 
auch gut für die Rendite.“ (Handelsblatt 
vom 01.02.10: Immobilieninvestment: 
Nachhaltige Gebäude sind gefragt). Das 
wird auch unmittelbar bei der Vermark-
tung spezifischer Immobilienfonds ge-
nutzt (s. Abb. 1.1-2).  

In diesem Sinne kommt eine Studie zur Wirtschaftlichkeit nachhaltig gebauter und be-
wirtschafteter Immobilien auf der Basis empirischer Auswertungen von Green Buildings in 
den USA zu dem Ergebnis: „dass sich diese so genannten „Green Buildings“ sowohl für 
Mieter wie Investoren rechnen, da sie im Vergleich zu konventionellen Immobilien konti-
nuierliche Kostenvorteile, höhere Mieterträge und höhere Immobilienwerte erzielten. In 
Zeiten des Klimawandels seien Investments in die Energieeffizienz von Gebäuden daher 
nicht nur ökologisch notwendig. Vielmehr kämen Green Buildings aufgrund ihres deutlich 
wirtschaftlicheren Betriebs eine zukunftsweisende Bedeutung in der Immobilienökonomie 
zu.“ (FondsMedia 2010).  

                                                
3  vgl. z.B. Puls 2009, Miller/Pogue 2009, Miller 2010, Borutta 2010, Buchholtz 2010 sowie DB Research 2010.  

Abb. 1.1-2: Werbung für einen Immobili-
enfonds 
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Tab. 1.1-4: Vom Deutschen Institut für Normung übernommene europäische und interna-
tionale Normen zur Nachhaltigkeit10 (DIN EN bzw. ISO) 

Normen Inhalt 
DIN SPEC 1096:2009-08 (E) Bauprodukte - Bewertung der Freisetzung von gefährlichen 

Stoffen – Handelsbarrieren; Englische Fassung CEN/TR 
15855:2009 

DIN EN 15978: 2009-08 (E) Nachhaltigkeit von Bauwerken - Bewertung der Umweltlei-
stungsfähigkeit von Gebäuden – Berechnungsmethode (Norm-
Entwurf ) 

DIN EN 15942:2009-05 (E) Nachhaltigkeit von Bauwerken - Umweltdeklarationen - Kom-
munikationsformate zwischen Unternehmen (Norm-Entwurf ) 

DIN EN 15643-1:2009-02 (E) Nachhaltigkeit von Bauwerken - Ganzheitliche Bewertung der 
Qualität von Gebäuden - Teil 1: Allgemeine Rahmenbedingun-
gen (Norm-Entwurf ) 

DIN EN 15643-2:2009-02 (E) Nachhaltigkeit von Bauwerken - Ganzheitliche Bewertung der 
Qualität von Gebäuden - Teil 2: Rahmenbedingungen für die 
Bewertung der umweltbezogenen Qualität (Norm-Entwurf ) 

DIN EN 15643-3:2010-04 (E) Nachhaltigkeit von Bauwerken - Ganzheitliche Bewertung der 
Qualität von Gebäuden - Teil 3: Rahmenbedingungen für die 
Bewertung der sozialen Qualität  

DIN EN 15643-4:2010-04 (E) Nachhaltigkeit von Bauwerken - Ganzheitliche Bewertung der 
Qualität von Gebäuden - Teil 4: Rahmenbedingungen für die 
Bewertung der ökonomischen Qualität  

DIN EN 15804:2008-04 (E) Nachhaltigkeit von Bauwerken - Umweltdeklarationen für Pro-
dukte - Regeln für Produktkategorien (Norm-Entwurf ) 

ISO 14025:2006  Environmental labels and declarations -- Type III envi-
ronmental declarations -- Principles and procedures 

DIN EN ISO 14040:2006-10 Umweltmanagement - Ökobilanz - Grundsätze und Rahmen-
bedingungen  

DIN EN ISO 14044:2009-11 
 

Umweltmanagement - Ökobilanz - Anforderungen und Anlei-
tungen 

ISO 15392:2008-05 
 

Nachhaltiges Bauen - Allgemeine Grundsätze  

ISO 16813:2006-05 Umweltgerechte Gebäudeplanung - Innenraumbedingungen - 
Allgemeine Auslegungsprinzipien 

ISO/TS 21929-1:2006-03 
 

Hochbau - Nachhaltiges Bauen - Nachhaltigkeitsindikatoren 

ISO 21930:2007-10 Hochbau - Nachhaltiges Bauen - Umweltdeklaration von Bau-
produkten  

ISO/TS 21931-1:2006-03  Hochbau - Nachhaltiges Bauen - Bewertung der Auswirkungen 
von Gebäuden auf die Umwelt (in Überarbeitung, s.u. FDIS) 

ISO/FDIS 21931-1:2008-06 (E) Sustainability in building construction - Framework for meth-
ods of assessment for environmental performance of construc-
tion works - Part 1: Buildings  

CEN: Comité Européen de Normalisation / European Committee for Standardization / Europäisches 
Komitee für Normung; DIN: Deutsche Norm; DIN SPEC: nicht konsensbasierte „vorläufige“ Norm; 
DIS: Draft International Standard; FDIS: Final draft International Standard; EN: Europäische 
Norm; (E): Entwurf, ISO: International Organization for Standardization; TR: Technical Report; 
TS: Technical Specification; (vgl. www.spec.din.de, www.cen.eu, www.iso.org) 

Quelle: www.nabau.din.de DIN 2010, www.nachhaltigesbauen.de 

                                                
10  Im DIN Deutsches Institut für Normung e. V. ist der Normenausschusses Bauwesen (NABau) zuständig für 

die deutsche (DIN), europäische (CEN) und weltweite (ISO) Normungsarbeit für das Bauwesen (vgl. 
www.nabau.din.de). Dem Unterausschuss Nachhaltiges Bauen NA 005-01-31 AA sind derzeit 12 gültige 
Normen zugeordnet. Er korrespondiert mit den entsprechenden internationalen technischen Komitees 
ISO/TC 59/SC 17 und CEN/TC 350. Bei ISO ist für nachhaltiges Bauen zuständig das Technische Komitee 
59, Unterkomitee 17 / TC59/SC17 „Sustainability in Building Construction“ (www.iso.org). Zur Zusammen-
stellung vgl. www.nachhaltigesbauen.de 
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Vergleichende Bewertung 

Ökobilanzen sollen auch dazu dienen, unterschiedliche Verfahren und Produkte hinsicht-
lich ihrer Umweltrelevanz miteinander vergleichen zu können. Nach den Vorgaben der 
Norm können aber nur jeweils die Wirkungen einzelner Kriterien spezifische Umweltbela-
stungen (z.B. Treibhauspotenzial, Ozonabbaupotenzial etc.) anhand der Wirkungsbilanz 
miteinander verglichen werden. Eine Zusammenfassung der Ergebnisse der einzelnen 
Kriterien in einem zusammenfassenden Wert ist nicht vorgesehen. Ein solches Zusam-
menführen unterschiedlicher ökologischer Kriterien in Ökobilanzen steht ausdrücklich 
unter dem Vorbehalt, „dass es keine wissenschaftliche Grundlage gibt, Ergebnisse von 
Ökobilanzen übergreifend zu einer numerischen Rangfolge oder zu einem Einzelwert 
(Einpunkt-Bewertung) zusammenzufassen“ (EN ISO 14044:2006 (D/E); Abs. 4.1).  

In der Praxis besteht jedoch großer Bedarf an einer (vereinfachenden) zusammenfassen-
den Bewertung, wenn konkrete Entscheidungen zwischen Alternativen zu treffen sind. 
Um die Ergebnisse der Wirkungsbilanzen der einzelnen Kriterien in einer Gesamtbewer-
tung (einer Note, einer Summe von Punkten) zusammenfassen zu können, müssen die 
Schadwirkungen zueinander in Beziehung gebracht und gegeneinander gewichtet wer-
den. Hier stellt sich die Frage, nach welchen plausiblen Maßstäben und nachprüfbaren 
Verfahren dies geschehen kann, wenn bei der Bewertung nicht willkürlich – bildlich ge-
sprochen - Äpfel und Birnen in einen Topf geworfen werden sollen. 

Für die Abwägung zwischen unterschiedlichen Belastungen der Umwelt und der menschli-
chen Gesundheit wurden unter dieser Fragestellung eine Reihe von wissenschaftlichen 
Ansätzen verfolgt und Vorgehensweisen entwickelt, von denen die in der Schweiz erar-
beitete „Methode der ökologischen Knappheit“ bzw. der der Ökofaktoren besondere Be-
deutung erlangt hat (vgl. BUWAL 1998 und 2009). Mit Ökofaktoren, die für spezifische 
Umwelteinwirkungen (z.B. Emissionen bestimmter Stoffe wie CO2, Stickstoff oder Phos-
phor in Luft, Gewässer und Böden) ermittelt werden, können die Schadwirkungen ge-
wichtet und damit auf eine vergleichbare Ebene gebracht werden (vgl. Abb. 1.1-10). Die 
angesetzten Bezugsgrößen zur Bestimmung der Ökofaktoren leiten sich ab aus der Um-
weltgesetzgebung bzw. aus entsprechenden politischen Zielen (in diesem Falle der 
Schweiz), die ihrerseits die Relevanz des Gefährdungspotenzials nach Menge und Intensi-
tät – bzw. dessen politische Wahrnehmung - reflektieren.  

Ein umweltwirksamer Faktor, „Ökofaktor“, wird (entsprechend der ISO-Norm 14044) aus 
drei Elementen hergeleitet: Charakterisierung, Normierung und Gewichtung.  

• Bei der Charakterisierung (der Wirkung) wird die Schädlichkeit eines Schadstoffes 
bzw. einer Ressourcengewinnung gegenüber einer Referenzsubstanz beschrieben 
(z.B. Beitrag eines Klimagases zur Erderwärmung im Verhältnis zu CO2).  

• Bei der Normierung wird quantifiziert, wie groß der Beitrag einer Einheit eines 
Schadstoffes oder einer Ressourcennutzung zur gesamten Belastung einer Region 
(z.B. Deutschland) pro Jahr ist.  

• Bei der Gewichtung schließlich wird für ein Referenzgebiet (z.B. Deutschland) die 
aktuelle Belastung (z.B. nationaler CO2-Ausstoß/a) zu dem rechtlich normierten 
bzw. politisch vorgegebenen Umweltziel (z.B. maximal zulässiger nationaler CO2-
Ausstoß/a) ins Verhältnis gesetzt: Je stärker die Gesamtbelastung das Schutzziel 
übertrifft, desto höher (und damit bedeutsamer) wird der Gewichtungsfaktor.  
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zusätzliche Bedeutung erhalten. Neu ist, dass die Qualität eines Bauprodukts nicht nur 
nach technischen Merkmalen bestimmt werden soll, sondern dass auch Gesundheits- und 
Sicherheitsaspekte in Verbindung mit der Verwendung des Produkts während seines ge-
samten Lebenszyklus beachtet werden sollen. Dazu sollen vorliegende Umwelterklärun-
gen (EPD) genutzt werden (BMUNR et al 2008). 

Product Category Rules (PCR) –  
Regeln für die Erstellung von Umweltdeklarationen 

Damit Umweltproduktdeklarationen (EPD) unterschiedlicher Produkte der gleichen Pro-
duktgruppe nach gleichen Kriterien erfolgen und die Produkte in ihren Umwelteigenschaf-
ten damit untereinander vergleichbar sind, müssen dafür einheitliche Standards festge-
legt werden. Dazu dienen Produkt-Deklarationsregeln (engl. Product Category Rules, 
PCR), die auf die Besonderheiten unterschiedlicher Produktkategorien abgestellt und in 
denen entsprechende Kriterien und Parameter festgelegt sind. Maßgeblich für die Ausge-
staltung der PCR wiederum ist die ISO-Norm 14025:200619, gewissermaßen als Regel 
für’s Regeln. Sie gilt für alle Branchen, Vorreiter bei der Anwendung ist jedoch das Bau-
wesen. 

In einer PCR werden festgehalten 

• Kriterien für Funktion und Qualität der Bauprodukte 
• Kriterien, die für die LCA der Produkte dieser Kategorie maßgeblich sind, 
• sowie weitere Informationen zum Produkt, die bei der EPD vorgelegt werden müs-

sen. 

Im Verfahren der Erstellung der Produkt-Deklarationsregeln werden die Produktgruppe 
definiert, die charakteristischen Umweltwirkungen identifiziert sowie das Verfahren zur 
Quantifizierung der Umweltwirkungen und die zu erbringenden Nachweise festgelegt 
(http://bau-umwelt.de; vgl. IBU 2006). 

In Deutschland hat das Institut Bauen und Umwelt e.V. (IBU) in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung und dem Umweltbundesamt 
diese Aufgaben übernommen. Das Institut Bauen und Umwelt ist als Herstellervereini-
gung organisiert, deren Mitglieder bisher im Wesentlichen den Produktbereichen Holz-
werkstoffe, mineralische Baustoffe und Metalle zuzuordnen sind. Produkt-Deklarations-
regeln werden vom IBU in einem kooperativen Verfahren mit Beteiligung externer Exper-
ten, Vertretern der Hersteller der Produktgruppe und einem Sachverständigenausschuss 
aufgestellt. Im Sachverständigenausschuss sind neben den beiden genannten Behörden 
auch das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt), die Bundesanstalt für Materialfor-
schung (BAM) sowie Bauwissenschaftler und Umweltverbände beteiligt. Im Ausschuss 
sollen weder Hersteller von Bauprodukten noch andere von der AUB ökonomisch abhän-
gige Mitglieder sitzen; die stimmberechtigten Mitglieder sind weisungsfrei und unpartei-
isch (vgl. Kreissig et al. 2006).  

                                                
19  ISO 14025:2006 „Environmental labels and declarations - Type III environmental declarations - Principles 

and procedures”, und ISO 14040:2006 “Environmental management - Life cycle assessment - Principles and 
framework” 
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2007 - Gründung der Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen 

Im Zusammenhang dieser Bemühungen des BMVBS um ein deutsches Gütesiegel war 
2007 die Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen gegründet worden. Fachlich in-
teressierte Personen, Institutionen, Dienstleister und Hersteller haben sich zusammenge-
tan, um das Nachhaltige Bauen in Deutschland zu fördern. Das Zertifizierungssystem soll 
die vielfältigen Aspekte und Ansätze zusammenfassen, die nach allgemeinem Verständnis 
mit ökologischem und nachhaltigem Bauen verbunden werden. 
 

„Nachhaltig bauen heißt intelligent bauen: Im Mittelpunkt steht ein umfassendes Qua-
litätskonzept, das der Bau- und Immobilienwirtschaft ebenso dient wie der Gesell-
schaft. Nachhaltige Immobilien sind umweltfreundlich, ressourcensparend, fu !r ihre 
Nutzer behaglich und gesund und fügen sich optimal in ihr soziokulturelles Umfeld ein“ 
(DGNB). 

Bei der Entwicklung eines bundeseinheitlichen Zertifizierungssystems für Immobilien ar-
beiteten BMVBS und DGNB zunächst in enger gegenseitiger Abstimmung zusammen. 
Neben organisatorischen und Verfahrensfragen im Zusammenhang mit der Schaffung 
eines Gütesiegels waren vor allem die Kriterien für die Bewertung der Nachhaltigkeit von 
Gebäuden zu bestimmen und zu definieren. Dazu wurden sogenannten „Kriteriensteck-
briefe“ erarbeitet (s.u.). Schließlich musste ein Bewertungssystem entwickelt werden, bei 
dem die Bewertungen der einzelnen Kriterien zu einer Gesamtbewertung zusammenge-
spielt werden.  

Die Bewertung der zur Zertifizierung angemeldeten Gebäude erfolgt auf der Grundlage 
aller Dokumente des Gebäudes und des Planungsverfahrens durch bei der DGNB akkredi-
tierte Auditoren, Diese legen einen Bericht vor, der von der DGNB abschließend geprüft 
wird. Wenn die Kriterien der Zertifizierung erfüllt werden, erhält das Gebäude ein Güte-
siegel, das in den drei Kategorien Gold, Silber und Bronze vergeben wird21. 

Zu den Aufgaben der DGNB gehört seit 2009 auch die Ausbildung der Auditoren für die 
Zertifizierung von Bauvorhaben und die Entwicklung von Software zur Planung und Be-
wertung (http://www.dgnb.de/de/verein/aktivitaeten/index.php). 

An der weiteren Entwicklung des Zertifizierungssystems sind - wie schon bei den Vorar-
beiten zu der vorliegenden Version - Expertengruppen beteiligt, die die gesamte Wert-
schöpfungskette Bau widerspiegeln: Architekten, Ingenieure, Bauphysiker, Bauökologen, 
Energieberater, aber auch Hersteller von Bauprodukten sowie Investoren und Fachleute 
aus der Wissenschaft. Ihre Aufgabe ist es, Zertifizierungskonzepte für weitere Gebäude-
typen22 zu entwickeln und Zielwerte und Gewichtungen an deren Besonderheiten anzu-
passen. 

                                                
21  Für jedes Kriterium werden maximal 10 Bewertungspunkte vergeben. Die Kriterien sind nach ihrer Bedeu-

tung gewichtet (mit Faktor 0 bis 3). Das Gütesiegel wird in drei Stufen vergeben, je nach dem, bis zu wel-
chem Grad das Gebäude die Anforderungen der einzelnen Kriterien erfüllt, in Gold (ab 80%), Silber (ab 
65%) oder Bronze (ab 50%); das Ergebnis wird auch in einer zusammenfassenden Note ausgedrückt (1, 1,5 
und 2 für Gold, Silber bzw. Bronze). 

22  "Neubau Handelsbauten", "Neubau Industriebauten", "Neubau Bildungsbauten", „Komplettsanierung Büro- 
und Verwaltungsgebäude“, “Bestand Büro- und Verwaltung", "Neubau Wohngebäude" / Mehrfamilienhäuser 
ab zehn Wohneinheiten sowie „Neubau Stadtquartiere“; vgl. DGNB Homepage 2010, FAQ 
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das komplexeste, das alle Dimensionen des nachhaltigen Bauens nahezu gleichwertig 
abdeckt (vgl. Wittstock et al. 2009, Draeger 10/2010, Ebert/Eßig/Hauser 2010, Fries 
2010). Dagegen konzentrieren sich z.B. LEED und BREAM auf die ökologischen Themen 
Energie- und Wasserverbrauch sowie auf den Wohnkomfort, während ökonomische 
Aspekte eher vernachlässigt werden (DB Research 2010). Wie sich das deutsche Güte-
siegel in Deutschland durchsetzen wird und wie es sich auch international gegenüber den 
bereits eingeführten Labels behaupten kann, wird abzuwarten sein (s. Abb. 1.2-5). Offen 
bleibt auch, wieweit andere nationale Labels sich entwickeln und welche Bedeutung sie 
künftig erlangen können. Der Vorzug des deutschen Bewertungssystems mag dabei in 
seiner komplexen, quasi objektiven, Datenbank-gestützten Struktur liegen, der anderer 
Systeme dagegen in einer einfacheren Handhabung (Schneider/Baumann-Lotz 2009; 
Eßig 2009, 2010; Deutsche Bank Research 2010).  

 
Stand August 2010                                                                            Quelle: Wallbaum 2010 

Abb. 1.2-5: Übersicht zertifizierte Projekte weltweit 

Die Vielzahl der Gütesiegel konfrontiert internationale Unternehmen allerdings damit, 
dass Investoren aus unterschiedlichen Ländern jeweils andere Gütesiegel bevorzugen, 
zumindest für den europäischen Raum wäre daher eine Vereinheitlichung wünschenswert 
(Cesarz 2010, Draeger 10/2010).  

Bewertet wird im übrigen bei LEED wie bei den anderen Zertifizierungsverfahren das ge-
plante bzw. realisierte Gebäude. Die Realität der Nutzung kann sich durchaus anders dar-
stellen. Nach einer Studie, bei der LEED-zertifizierte Gebäude in den USA evaluiert wor-
den waren, verfehlten 20% der untersuchten Gebäude im Betrieb die geplanten Zielwerte 
und teilweise sogar die gesetzlich vorgeschriebenen Mindestwerte. Zu Letzteren gehörten 
zudem vornehmlich Gebäude mit Gold- und Platin-Status, also den höchsten Bewer-
tungsstufen. Solche Abweichungen von den Zielvorgaben können mehrere Ursachen ha-
ben, z.B. dass bei der Planung der Betrieb der Anlagen in der Nutzungsphase zu wenig 
mitbedacht wurde oder dass eine angemessene Qualitätssicherung der Ausführung und 
Inbetriebnahme fehlte etc. (BINE 2010).  
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1.2.2 BREEAM (BRE Environmental Assessment Method) 

Das britische Zertifizierungssystem BREEAM (BRE Environmental Assessment Method), 
das von der zentralen britischen Bauforschungseinrichtung BRE (Building Research Esta-
blishment in Watford) betrieben wird, kann wohl als das Ausgangsmodell aller Zertifizie-
rungssysteme des nachhaltigen Bauens nach ganzheitlichen ökologischen, wirtschaftli-
chen und technischen Kriterien gelten.  

Tab. 1.2-3: BREEAM Zertifizierungen nach dem Gegenstand der Zertifizierung 

BREEAM Label Gegenstand der Zertifizierung 

BREEAM  
Other Build-
ings 

Gebäude außerhalb der Standardkategorien, wie z.B. Freizeitanlagen, Labors, 
Gemeindebauten und Hotels, in der Entwurfsphase und nach Fertigstellung. 

BREEAM 
Courts Neubauten und Sanierungen von Gerichtsgebäuden 

The Code for  
Sustainable  
Homes 

Seit April 2007 ersetzt der ”Code for Sustainable Homes” das frühere „Ecoho-
mes“ bei der Bewertung von Wohnungsneubau in England.  

BREEAM  
Ecohomes   

Durchgreifende Modernisierungen im Wohnungsbau - Einfamilienhäuser wie Ge-
schosswohnungen - in der Entwurfsphase und nach Fertigstellung  

BREEAM  
EcohomesXB 

Dient Wohnungsgesellschaften als Management Tool bei der Verwaltung beste-
hender Wohngebäude 

BREEAM  
Healthcare 

Alle Arten von Gebäuden des Gesundheitswesens mit medizinischen Einrichtun-
gen in unterschiedlichen Phasen ihres Lebenszyklus. Zusätzlich kann BREEAM 
Healthcare XB auch für Gebäude in Betrieb eingesetzt werden. 

BREEAM  
Industrial 

Werkstätten, Gewerbebetriebe, Fabriken sowie Lager- und Vertriebsgebäude, in 
der Entwurfsphase und nach Fertigstellung. 

BREEAM  
International 

Bauprojekte außerhalb Großbritanniens. BRE unterstützt auch die Entwicklung 
spezifischer BREEAM-Versionen für andere Länder oder Regionen. 

BREEAM  
Multi-
residential 

Gemeinschaftliche Wohneinrichtungen wie Studentenheime, Alten- und Pflege-
heime, Wohnanlagen für betreutes Wohnen und Herbergsunterbringungen, in 
der Entwurfsphase und nach Fertigstellung. 

BREEAM  
Prisons 

Hochsicherheitsgefängnisse und Standardeinrichtungen des Strafvollzugs, Straf-
vollzugsanstalten für Frauen und Jugendliche sowie örtliche Gefängnisse, in der 
Entwurfsphase und nach Fertigstellung. 

BREEAM  
Offices 

Neubau oder durchgreifende Sanierung von Bürogebäuden, in der Entwurfspha-
se, nach Fertigstellung und in der Nutzungsphase. 

BREEAM  
Retail 

Bestand, Neubau oder durchgreifende Sanierung von Einrichtungen des Einzel-
handels nach Fertigstellung, nach Umbauten durch Pächter während der Pacht-
zeit, Durchführung bzw. Verwaltung 

BREEAM  
Education 

Neubau oder durchgreifende Sanierung von Schulen und Schulerweiterungen in 
der Entwurfsphase und nach Fertigstellung. 

BREEAM  
Communities 

Planungshilfe für Planer und Projektentwickler, um die Nachhaltigkeit größerer 
Wohnungsbau- und Siedlungsvorhaben zu verbessern, zu messen und unabhän-
gig zu bewerten. 

BREEAM  
Domestic Re-
furbishment 

Noch in der Entwicklung ist bei BRE Global ein neuer Zertifizierungsstandard für 
die nachhaltige Erneuerung bestehender Wohngebäude. 

BREEAM 
In-Use 

Bestehende Nicht-Wohngebäude können mit BREEAM In-Use bewertet werden. 
Es besteht aus zwei Teilen: Bewertung der Kapitalanlage und Qualität der Ge-
bäudebewirtschaftung. 

Quelle: BREAM /www.breeam.org/page_1col.jsp?id=54 
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längerfristige Entwicklungstrends betrachtet, von denen Auswirkungen auf den Immobili-
enmarkt zu erwarten sind: 

• Durch die demografische Entwicklung werden sich Lebensalter und Haushalts-
struktur der Nachfrager und ihre Anforderungen an ihre Wohnsituation verändern.  

• Der Klimawandel birgt spezifische Risiken für die Immobilien, wie vermehrt 
Hochwasser und Starkregenereignisse, Stürme, Hitzestau im Sommer etc.; ver-
mehrt werden Sicherheitsvorkehrungen gegen Naturgefahren erforderlich. 

• Zu erwarten ist aus heutiger Sicht auch, dass Energie- und auch Wasserpreise 
stark ansteigen werden. 

• Lage, Verkehrsanbindung der Immobilien und die Erreichbarkeit städtischer Infra-
struktur wird aufgrund der älter werdenden Bevölkerung und steigender Trans-
portkosten eine größere Rolle spielen. 

• Aspekte der Gesundheitsvorsorge werden bei einem steigenden Gesundheits-
bewusstsein an Bedeutung gewinnen. 

          Tab. 1.2-8: ESI Nachhaltigkeitsmerkmale nach Rahmenbedingungen(1) 

Rahmenbedingungen Nachhaltigkeitsmerkmale 

Demografie,  
Struktur der Haushalte 

1 Flexibilität und Polyvalenz 

   1.1 Nutzungsflexibilität 

   1.2 Nutzerflexibilität 

Klimaerwärmung,  
Energie- und Wasser-
preise 

2 Energie- und Wasserabhängigkeit 

   2.1 Energiebedarf und –erzeugung 

   2.2 Wasserverbrauch und -entsorgung 

Anteil an älterer Wohn-
bevölkerung, 
Preis fossiler  
Energieträger 

3 Erreichbarkeit und Mobilität 

   3.1 Öffentlicher Verkehr 

   3.2 Nicht motorisierter Verkehr 

   3.3 Erreichbarkeit 

Klimaerwärmung, 
Sicherheitsbedürfnis 

4 Sicherheit 

   4.1 Lage hinsichtlich Naturgefahren 

   4.3 Bauliche Sicherheitsvorkehrungen 

Sicherheitsbedürfnis, 
Gesundheitsbewusstsein, 
Gebäudetechnik 

5 Gesundheit und Komfort 

   5.1 Raumluft 

   5.2 Lärm 

   5.3 Tageslicht 

   5.4 Strahlung  

   5.5 Ökologische Baumaterialien 

              (1) Einbezug aufgrund erwarteter Veränderungen der angegebenen Rahmenbedingungen 
                                                                                                                  Quelle: CCRS / ESI 

Vor diesem Hintergrund werden fünf Gruppen von Merkmalen der Gebäude betrachtet, 
die für die Nachhaltigkeit von Gebäuden bzw. für die langfristige Wertentwicklung der 
Immobilien unter Berücksichtigung der genannten langfristig zu erwartenden Risiken von 
Belang sind (s. Tab. 1.2-8): 

• Ist das Gebäude für künftige veränderte Nutzungsanforderungen flexibel nutzbar? 
• Wie hoch ist der gebäudespezifische Bedarf an Energie und Trinkwasser? 
• Wie ist der Standort mit Infrastruktur versorgt, wie an den ÖPNV angeschlossen? 
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Quelle: BNB BMVBS 
Abb. 1.3-1: Ermittlung von Trinkwasserverbrauch und Abwasseraufkommen  

gleich auch mehr oder weniger das Volumen des in die Kanalisation einzuleitenden Ab-
wassers bestimmt; angestrebt wird ein möglichst geringe Einleitung in die Kanalisation47.  

Nach dem Kriteriensteckbrief „Trinkwasserbedarf und Abwasseraufkommen“ ist der 
Trinkwasserverbrauch anhand von festgelegten Annahmen zu ermitteln: je geringer er 
ausfällt, desto besser die Bewertung. Maßstab der Bewertung ist der Wassergebrauchs-
kennwert WKW in [m$/Jahr]. Er ergibt sich aus dem ermittelten Trinkwasserbedarf und 
dem Abwasseraufkommen. Wird Regen- oder Grauwasser genutzt, so verringert sich der 
Bedarf an Trinkwasser, wird Regenwasser versickert oder Trinkwasser als Grauwasser 
zweifach genutzt verringert sich das Abwasseraufkommen (s. Abb. 1.3-1). Beides zu-
sammen ergibt den Wassergebrauchskennwert. 

Ermittelt wird der Wasserverbrauch aber nur, soweit er bei der Planung, das heißt durch 
die Auswahl der Objekte und Anlagen bei der technischen Gebäudeausrüstung beeinflusst 
werden kann, also z.B. nicht der Trinkwasserverbrauch, der im Wortsinn zum Trinken 
verwendet wird. Berücksichtigt wird dementsprechend der Trinkwasserverbrauch für 
Handwaschbecken, Toiletten und Urinale, Duschen und Küchenspüle; unberücksichtigt 
bleiben Geschirrspülmaschinen und Waschmaschinen. 

Damit unterschiedliche Gebäude durch unterschiedliche Auditoren einheitlich bewertet 
werden können, werden dazu gleichartige Annahmen getroffen. So wird der jährliche 
Trinkwasserbedarf der Mitarbeiter ermittelt nach ihrer Anzahl und nach dem spezifischen 
Wasserbedarf der Installationen gemindert um die Menge an genutztem Regenwasser 
(Toilettenspülung und Gartenbewässerung) und Grauwassers (nur Toilettenspülung). Der 
spezifische Wasserbedarf vorhandener Installationen wird dann anhand weiterer Kenn-
werte unter Annahme von jährlich 210 Arbeitstagen ermittelt.  

                                                
47  vgl. zu diesem Aspekt des Kriteriensteckbriefs den Abschnitt 2.3 „Regenwasserbewirtschaftung“ 
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Der Trinkwasserverbrauch wird auf der Grundlage der Bedarfsplanung und der Ausfüh-
rungsplanung berechnet; bei Regenwasser bzw. Grauwassernutzung werden ggf. vorlie-
gende Wirtschaftlichkeitsberechnungen bzw. Unterlagen zur Auslegung von Nieder-
schlagsversickerung und bzw. dezentraler Abwasserreinigung zur Beurteilung heran-
gezogen.  

Das Ergebnis der Bewertung geht zu 2,25% in die BNB Gesamtbewertung ein. 

1.3.2 Nachhaltigkeitskriterien von Baustoffen und Konstruktionen 

Bei der Planung eines Gebäudes müssen Festlegungen getroffen werden zu Konstruktio-
nen und Bauprodukten, an die vielfältige Anforderungen zu stellen sind. Die Auswahl ge-
eigneter Konstruktionen ist dabei jeweils auch mit einer bestimmten Auswahl an Baupro-
dukten verbunden, mit denen sie ausgeführt werden kann. Je nachdem, ob die Entschei-
dung für Holzbau, Stahlbau oder Mauerwerksbau fällt, kommen jeweils andere Baupro-
dukte, z.B. für Decken, Böden und Wände, in Frage.  

Bauprodukte müssen die vorgesehenen Funktionen und Anforderungen gut erfüllen und 
sollen zudem möglichst kostengünstig und umweltfreundlich sein, d.h. im Grunde nichts 
anderes, als dass sie in der Breite allen Anforderungen an nachhaltiges Bauen - in funk-
tionaler, wirtschaftlicher, ökologischer und sozialer Hinsicht - genügen müssen. Zu be-
trachten sind die Bauprodukte dabei nicht nur im eingebauten Zustand bzw. in der Nut-
zungsphase, sondern über ihren gesamten Lebenszyklus von der Herstellung bis zur Ent-
sorgung. Ein Baustoff ist dabei umso positiver zu bewerten, je weniger Schäden für die 
Umwelt und für die Gesundheit der Nutzer eines Gebäudes von ihm ausgehen können.  

Bei der Bewertung der Nachhaltigkeit werden die Umweltauswirkungen der Bauprodukte 
und die mit ihnen verbundenen Kosten dementsprechend in einer Ökobilanz bzw. Le-
benszyklusanalyse ermittelt (s.o. 1.1.3). Dabei wird das gesamte Gebäude bewertet, d.h. 
die einzelnen Bauprodukte gehen jeweils im Verhältnis ihrer Massen am Gesamtgebäude 
in die Bewertung ein. Auch eine nur gering umweltschädigende Wirkung kann bei einem 
in großen Mengen im Gebäude verbauten Bauprodukt zu einer entsprechend negativen 
Bewertung führen, umgekehrt kann es sein, dass ein relativ bedenkliches Produkt, das 
nur in sehr geringen Mengen eingebaut wird - z.B. aus Kostengründen oder wegen einer 
besonderen technischen Erfordernis -, das Gesamtergebnis der Bewertung nicht wesent-
lich verschlechtert.  

Die Umweltauswirkungen durch Bauprodukte und Gebäude sind sehr komplex und kön-
nen sich sehr unterschiedlich auf Wasser, Boden, Luft, Klima und die menschliche Ge-
sundheit auswirken (vgl. Abschnitt 2.4 „Einsatz von Baustoffen nach Kriterien der Nach-
haltigkeit“). Die unterschiedlichen Umweltwirkungen stehen z.T. in unmittelbarem Bezug 
zueinander, wie etwa die CO2-Emissionen durch den Verbrauch endlicher Ressourcen an 
Primärenenergie und der Klimawandel oder die Schädigung der bodennahen Ozonschicht 
und unmittelbare gesundheitliche Beeinträchtigungen bei der Anwendung lösemittelhalti-
ger Anstrichstoffe. Letztlich betreffen die Auswirkungen aber gleichwohl unterschiedliche 
Schädigungen von Umwelt und Gesundheit, sodass jeweils gesonderte Einschätzungen 
der spezifischen Relevanz der Schädigungen zu treffen sind. Das gesundheitliche Risiko 
erhöhter Ozonwerte durch emittierte Photooxidantien bei einem Sommersmog z.B., von 
dem viele Menschen in einer Region betroffen sein können, ist sicher höher zu bewerten, 
als das Risiko, dem der einzelne Verarbeiter von lösungsmittelhaltigen Anstrichstoffen 
unmittelbar ausgesetzt ist. 
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Nachhaltige Materialgewinnung /Holz 

Kriteriensteckbriefe:  BNB DGNB 
Nachhaltige Materialgewinnung/Holz 1.1.7  
Nachhaltige Ressourcenverwendung/Holz  08 

Die Bewertung der nachhaltigen Materialgewinnung nach dem Kriteriensteckbrief „Nach-
haltige Materialgewinnung“ bezieht sich allein auf den Baustoff Holz. Holzbauweise hat in 
Deutschland eine lange Tradition, aber mit knapp 15% im Jahr 2007 nur einen beschei-
denen wenn auch in den letzten Jahren steigenden Anteil an den fertig gestellten Gebäu-
den49.  

Ein für nachhaltiges Bauen wesentlicher Vorzug des Holzbaus besteht darin, dass das 
Maß der Wärmedämmung der Außenflächen – zwischen konstruktiven Hölzern - relativ 
einfach optimiert werden kann. Besondere Aufmerksamkeit erfordern beim Holzbau da-
gegen Schall- und Brandschutz sowie die Wärmespeicherung. In Holzbauweise werden 
sowohl Wohnhäuser wie auch energieeffiziente Bürogebäude bis hin zu Passivhaus Stan-
dard errichtet (HAF 2009). Der wesentliche ökologische Vorzug des Baustoffs Holz, 
nachwachsend und CO2-neutral zu sein, wird bei der Ermittlung des Treibhauspotenzials 
berücksichtigt, geht allerdings in die Gesamtbewertung der Nachhaltigkeit nur zu einem 
geringen Teil ein. 

Mit dem Kriteriensteckbrief „Nachhaltige Materialgewinnung / Holz“ wird nur die nachhal-
tige forstwirtschaftliche Erzeugung bewertet. In Deutschland und in Mitteleuropa insge-
samt wird schon immer nachhaltige Forstwirtschaft betrieben, dies ist aber in vielen tro-
pischen, subtropischen und borealen50 Waldregionen keineswegs der Fall. Um hier einen 
wirtschaftlichen Anreiz für nachhaltige Forst- und Holzwirtschaft zu schaffen, wurden Zer-
tifikatsysteme aufgebaut, bei denen die gesamte Fertigungskette (Chain of Custody / 
CoC), vom Einschlag im Wald bis zur Fertigung von Holzwerkstoffen und –produkten dar-
aufhin überwacht wird, dass kein Holz aus nicht nachhaltiger Forstwirtschaft verwendet 
wird.  

Die Vergabe der Zertifikate soll dazu beitragen, für zertifiziertes Holz einen bevorzugten 
Markt zu schaffen, als Anreiz für die Waldbesitzer, ihre Forstwirtschaft nach Prinzipien der 
Nachhaltigkeit zu betreiben: keinen Kahlschlag, keine Brandrodungen und nach dem Ein-
schlag des Holzes Wiederaufforstung. Erwartet wird, dass eine nachhaltige Nutzung ge-
fährdeter Waldregionen den wirtschaftlichen Wert dieser Wälder unterstreicht, der sie 
davor schützen kann, zugunsten profitablerer Agrarerzeugnisse vernichtet zu werden.  

Das international bedeutendste und am besten überwachte Zertifizierungssystem ist das 
des FSC51 (Forest Stewardship Council), als weiteres Zertifizierungssystem ist in Deutsch-

                                                
49  Nach Angaben des Holzabsatzfonds (HAF) waren 2007 in Deutschland 14,7% der Eigenheime, 2,0% der 

Mehrfamilienhäuser und 17,2% der Nichtwohngebäude, bzw. insgesamt 14,7% aller Gebäude in Holzbau-
weise errichtet worden (Pressemitteeilung vom12. Januar 2009, HAF, Bonn)  

50  Boreale Waldregionen sind Nadelwaldgebiete auf der nördlichen Erdhalbkugel etwa zwischen dem 50. und 
dem 70. Breitengrad. 

51  Der Forest Stewardship Council (FSC), bzw. Waldwirtschaftsrat, wurde 1993 von Umweltorganisationen, 
sowie Unternehmen der Forst- und Holzwirtschaft als weltweite, unabhängige und gemeinnützige Organisa-
tion gegründet; ihr Hauptsitz ist Bonn. Die FSC zertifiziert auf freiwilliger Basis Forstbetriebe und holzverar-
beitende Betriebe, die sich ihren Kriterien nachhaltiger Forst- und Holzwirtschaft unterwerfen. Zertifiziert 
wird über die gesamte Verarbeitungskette (Chain of Custody / CoC) die lückenlose und ausschließliche Ver-
wendung von nachhaltig erzeugtem Holz. (FSC 2006) 





Studie nachhaltiges Bauen / Teil 1 Grundlagen 

 73 

(Büro-) „Gebäude der neuen Generation müssen nicht nur so nachhaltig wie möglich, 
sondern auch so flexibel gestaltet sein, dass sie sich über einen üblichen Lebenszyklus 
von 25 bis 30 Jahren den sich ändernden Anforderungen der darin lebenden und arbei-
tenden Menschen anpassen können53.“ Je leichter ein Gebäude auch für andere Aufgaben 
genutzt werden kann, desto eher werden größere bauliche Eingriffe oder gar Abriss und 
Neubau mit erheblichen Stoffströmen vermieden. Maßgebend dafür sind:  

• Modularität des Gebäudes (lichte Raumhöhe größer als 2,75 m),  
• räumliche Struktur (erforderlicher Aufwand für Umbau, Lagermöglichkeit für aus-

baubare Bauelementelemente)  
• Elektro- und Medienversorgung (Versorgungsschächte, BUS-System) sowie  
• Heizung, Wasserversorgung und –entsorgung (flexible Verteilung der Anschlüsse, 

so dass eine Umgestaltung der Räume ohne Umlegung von Leitungen möglich ist). 

Das Kriterium Umnutzungsfähigkeit fließt bei der BNB Zertifizierung mit einer Gewichtung 
von 1,607 % als eines von fünf Kriterien der Funktionalität (insgesamt 6,43 %) in die 
Gesamtbewertung der Nachhaltigkeit in. 

Rückbaubarkeit 

Je einfacher ein Gebäude in seine Bestandteile zerlegt werden kann, als desto besser ist 
seine „Rückbaubarkeit“ zu bewerten. Im Idealfall sind Bauteile demontabel und können 
nach Bedarf ein- und ausgebaut bzw. für künftige (Wieder-) Nutzung zwischengelagert 
werden. Flexible Bausysteme sind insbesondere für den Innenausbau von Interesse, 
wenn je nach den Erfordernissen betrieblicher Abläufe Räume vergrößert, verkleinert 
oder zusammengeschaltet werden sollen. Hier ist betriebsbedingt von relativ kurzen Um-
baufristen auszugehen, so dass sich höhere Investitionskosten auf längere Sicht auch 
wirtschaftlich auszahlen können. Positiv ist nicht nur die Vermeidung von zusätzlichen 
Stoffströmen für die Nachhaltigkeit sondern sind auch kurze Umbauphasen bei relativ 
geringen Störungen des laufenden Betriebs. Für demontable Elemente sollten die Kriteri-
en der Umnutzbarkeit möglichst weitgehend gegeben sein.  

Rückbaubarkeit und Recyclingfreundlichkeit werden für vier Bereiche ermittelt und ge-
trennt nach dem Aufwand für Demontage bzw. Trennung sowie nach dem Recycling- / 
Entsorgungskonzept nach einem Punktesystem bewertet: 

• technische Gebäudeausrüstung 
• nichtkonstruktive Aus-) Bauelemente 
• nichttragende Rohbaukonstruktion 
• tragende Rohbaukonstruktion 

Um die Anforderungen diese Kriteriensteckbriefes möglichst gut zu erfüllen, gelten für die 
verwendeten Baumaterialien u.a. folgende Empfehlungen: 

• Grundlegende Homogenität in der Stoffauswahl, um die Zahl der erforderlichen 
Entsorgungswege zu reduzieren.  

• Leichte Trennbarkeit der Materialien und Lösbarkeit der Verbindungen um eine 
sortenreine Trennung zu erleichtern. 

• Verwendung von schadstofffreien, recyclebaren Baustoffen. 

                                                
53  Green Buildings - Gebäude für Menschen und zukunftsfähige Städte. Weltweite Herausforderungen Urbani-

sierung und Klimawandel. Nachhaltiges Bauen und energieeffizientes Sanieren sind neue Wachstumsfelder 
der Industrie. Artikel in der Börsenzeitung vom 28.08.2010 von Hermann-Josef Lamberti, Mitglied des Vor-
stands und des Group Executive Committee der Deutschen Bank und Holger Hagge, Global Head of Building 
and Workplace Development der Deutschen Bank. 
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zeitraum sowie die Finanzierungsbedingungen als wesentliche Faktoren in die Kalkulation 
der längerfristigen Rendite einzubeziehen.  

Betriebskosten, namentlich die Kosten für Wärme und Trinkwasser, spielen bei überpro-
portional steigenden Preisen dabei eine immer bedeutendere Rolle für die Wirtschaftlich-
keit eines Gebäudes. Die wirtschaftlichen Gegebenheiten für das Facility Management 
während der Nutzung spiegeln sich daher zunehmend auch im Wert der Immobilie. Ent-
sprechend gehen auch bei der Nachhaltigkeits-Zertifizierung von Gebäuden bei der Be-
wertung der Wirtschaftlichkeit die Aufwendungen in der Nutzungsphase für Wärme, Be-
leuchtung, Trinkwasser, Reinigung, Instandsetzung etc. als wesentliche Faktoren ein (vgl. 
Ba-Wü 2004, Bahr 2008).  

Benchmarks für die 
Betriebskosten bei 
Immobilien können 
wegen der großen 
Vielfalt der Immobi-
lien und der Vielzahl 
der Einflussfaktoren 
auf die Kostenhöhe 
aus einzelnen her-
ausragenden „best 
practice“-Beispielen 
nicht abgeleitet wer-
den. Sie beziehen 
sich vielmehr auf 
durchschnittliche 
normale Kosten, die 
unter bestimmten 
Voraussetzungen für 
vergleichbare Gebäude entstehen. Bei Datensammlungen zu Betriebskosten, die einen 
Korridor mit oberen und unteren Werten und einem Mittelwert abbilden, kann die 
Benchmark der Mittelwert sein oder sich auch am unteren Wert orientieren (Fraunhofer 
IZB 2010). 

1.4.3 Benchmarks für den spezifischen Verbrauch von Energie und  
Trinkwasser 

Ein wesentliches Ziel des nachhaltigen Bauens ist die Verringerung des Ressourcenver-
brauchs, das sind während der Nutzungsphase im Wesentlichen Primärenergie und 
Trinkwasser. Zu unterscheiden ist zwischen dem rechnerischen Bedarf und dem tatsächli-
chen Verbrauch, die sich erheblich unterscheiden können (BMVBS Benchmarks 2009). Bei 
der Energienutzung für die Gebäudeheizung ergibt sich der Bedarf aus der Beschaffenheit 
des Gebäudes und seiner technischen Anlagen anhand definierter Berechnungsverfahren. 
Der Verbrauch variiert dagegen wesentlich nach der Art der Nutzung, dem Nutzerverhal-
ten und z.B. auch dadurch, dass ein Gebäude phasenweise leer steht. Das ist bei der 
Trinkwassernutzung vergleichbar, auch hier spielen die installierten Armaturen und Ob-
jekte eine Rolle, das individuelle Nutzerverhalten variiert aber sehr viel stärker als bei der 
Gebäudeheizung. 

Quelle: Stadt Frankfurt 2010 
Abb. 1.4-3: Kosten für die Gebäudeheizung nach Energieeffizienz 
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Baustellenabfälle während der Bauzeit (Neubau und Sanierung) 

Baustellenabfälle sind nichtmineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, auch mit geringfügi-
gen Fremdanteilen. Baustellenabfälle sind Mischabfälle, bestehend aus Metallen, Holz, 
Farben, Lacken, Emballagen (Verpackungen), Klebstoffen, Isoliermaterial usw. Die Ent-
sorgung von Baustellenabfällen ist gemäß VOB Teil C eine Nebenleistung des Auftrag-
nehmers und fällt somit in seinen Verantwortungsbereich.  

Abfallbezeichnung / Beispiel AVV-Abfallschlüssel 

Holz 17 02 01 

Glas 17 02 02 

Kunststoff 17 02 03 

Gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 
17 09 01*, 17 09 02* und 17 09 03* fallen (nicht gefährliche Abfälle) 

17 09 04 

Bauabfälle auf Gipsbasis mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 08 01* 
fallen (nicht gefährliche Abfälle) 

17 08 02 

Besondere Abfälle aus dem Gebäuderückbau und der Sanierung 

Weitere Abfälle, die beim Gebäuderückbau oder einer Sanierung anfallen können, sind 
insbesondere Dämmmaterialien wie künstliche Mineralfasern oder Holzabfälle (z.B. Dach-
balken). Einer besonderen Beachtung bedürfen auch Bauteile oder Baustoffe die Asbest 
enthalten können. 

Abfallbezeichnung / Beispiel AVV-Abfallschlüssel 

Dämmmaterial, das aus gefährlichen Stoffen besteht oder solche Stoffe 
enthält (z.B. Dämmplatten und Isolationen) 

17 06 03* 

Holz, Belastungsgruppen AII und AIII (z.B. Holzbauteile aus dem Innen-
ausbau, Bauspanplatten) 

17 02 01 

Holz, Glas und Kunststoff, die gefährliche Stoffe enthalten oder durch 
gefährliche Stoffe verunreinigt sind, Belastungsgruppe A IV (z.B. potenzi-
ell holzschutzmittelbehandelte Hölzer aus Dach- und Tragwerkkonstruk-
tionen) 

17 02 04* 

Gemischte Bau- und Abbruchabfälle (z.B. im Rahmen der Entkernung 
sowie des Abbruches anfallende Materialien, die sich als Materialgemisch 
nicht mehr einzelnen Abfallschlüsseln zuordnen lassen: Dämmstoffgemi-
sche, Folien etc.) 

17 09 04 

Asbesthaltige Baustoffe (z.B. Asbestzement) 17 06 05* 

Dämmmaterial, das Asbest enthält (z.B. Spritzasbest, Flanschdichtungen) 17 06 01* 

Gebrauchte Geräte, die freies Asbest enthalten (z.B. asbesthaltige Brand-
schutzklappen/-türen) 

16 02 12* 
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2.1.7 Recyclingbaustoffe 

Ziel der Wiederverwertung ist insbesondere der Ersatz von originärem Material durch 
Recyclingmaterial oder Reststoffe. Die Wiederverwertungsmöglichkeiten von Recycling-
baustoffen hängen insbesondere von deren stofflicher Zusammensetzung ab (We-
ber/Benson 2006). Diese wiederum wird stark durch die gewählte Verfahrensart des 
Rückbaus / Abbruchs und die Aufbereitungstechnologie bestimmt.  

Der Einsatz von mineralischen Recyclingbaustoffen erfolgt in Deutschland insbesondere 
im Straßen- und Erdbau. Auch weil im Erdbau die geringsten technischen Anforderungen 
an die stoffliche Zusammensetzung gestellt werden. Andere hochwertige Anwendungsge-
biete bleiben derzeit noch weitgehend ungenutzt (s. arge.kwtb 2004). 

Zukünftig müssen verstärkt hochwertigere Anwendungsbereiche genutzt werden, um 
durch den hochwertigen Einsatz von RC-Materialien die Materialien als gleichwertigen 
Ersatz wieder in den Stoffkreislauf einzuführen und so die Ressourcenschonungspotenzia-
le optimal zu nutzen (s. Keßler 2011). Alleine im Jahr 2000 wurden ca. 150 Mio. Tonnen 
an mineralischen Materialien in den Gebäudebestand eingebracht, von denen ein Großteil 
durch RC-Materialien hätte ersetzt werden können. Aber auch die übrigen im Gebäudebe-
stand vorhandenen anthropogenen Lager, wie beispielsweise Baustahl und Kupfer, kön-
nen durch einen qualifizierten Abbruch bzw. Rückbau als gleichwertiges Material wieder 
dem Kreislauf zugeführt werden. Die Gebäude stellen somit, neben ihrer eigentlichen 
Funktion als Gebäude, „Materialspeicher“ dar.  

Organisation der Verwertungswege 

Bereits im Vorfeld von Abbruchmaßnahmen sollte das Nachfragepotenzial für die einzel-
nen anfallenden Materialien ermittelt werden, um ggf. die Abbruch- und Aufbereitungs-
technologie entsprechend anpassen zu können. Im Rahmen der Nachfrageermittlung 
spielt insbesondere die Wiederverwertung durch eine Nachnutzung oder Integration in 
ein Neubauobjekt am gleichen Standort bzw. in anderen Objekten des Bauherrn eine 
große Rolle (s. BMVBS/BMV 2008). Alternativ können auch diverse Baustoffbörsen ge-
nutzt werden. Das Abfall Online Informationssystem (ALOIS) soll beispielsweise Bauab-
fälle in Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz reduzieren, wird bislang aller-
dings noch relativ wenig genutzt.  

Eine weitere Perspektive für die Verwertung von Abbruchmaterialien ist die Organisation 
„industrieller Netze“ von Unternehmen, bei denen die Verwertung anfallender Reststoffe 
längerfristig organisiert wird und entsprechende Verwertungspfade eingerichtet werden9. 
Vergleichbare Strukturen wurden auch für die Verwertung der ausgebauten Bauteile und 
Materialien bei der Sanierung der Deutschen Bank entwickelt (vgl. Abschnitt 3.4.6). 

Anforderungen an Recyclingbaustoffe 

Recyclingbaustoffe können grundsätzlich dann eingesetzt werden, wenn sie für den Ver-
wendungszweck geeignet sind. Der Begriff der „Geeignetheit“ wird bewusst mit der 
Pflicht der Qualitäts- und Güteüberwachung in Verbindung gebracht, die speziell vor dem 
Hintergrund der erheblichen Mengen an Bau- und Abbruchabfällen von Bedeutung ist.  

Wesentliche Rahmenbedingungen und Kriterien im Rahmen der Qualitätssicherung für 
den Einsatz von Recycling-Baustoffen sind:  
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 Abfälle insgesamt ohne Bergematerial aus dem Bergbau                    Quelle: Stat. Bundesamt, UBA 2011 
 Siedlungsabfälle                Abfälle aus Produktion und Gewerbe 
 Bau- und Abbruchabfälle    gefährliche Abfälle 

Abb. 2.1-15: Ablagerungsquote der Hauptabfallströme20 

Eine Vermischung von Abfällen untereinander oder mit anderen Materialien mit dem Ziel, 
die Zuordnungskriterien für die niedrigeren Deponieklassen zu erreichen, ist unzulässig 
(s.o. 2.1.2). Ausschließlich unter dem Aspekt der Festigkeit bei der Lagerung dürfen Ab-
fälle ausnahmsweise vermischt werden. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass wichti-
ge Rohstoffe nur noch für einen begrenzten Zeitraum aus natürlichen Lagerstätten ver-
fügbar sein werden, muss das kurz- bis mittelfristige Ziel die Reduzierung der zu depo-
nierenden Massen und die damit einhergehende stoffliche oder energetische Verwertung 
der Baurestmassen sein.  

Tab. 2.1-8: Deponieklassen 

Deponie-
klasse 

Deponiearten 

0: Deponien für Inertabfälle, z.B. unbelasteten Bauschutt und unbelasteten Boden. 

I: Deponien für nicht gefährliche Abfälle, z.B. behandelten Haus- und Gewerbemüll 

II: Deponien für nicht gefährliche Abfälle, jedoch höhere Schadstoffbelastungen zulässig 

III: Deponien für Sonderabfälle mit besonderen Überwachungsbedarf 

IV: Deponien für gefährliche Abfälle; Untertagedeponie 

Quelle: Deponieverordnung (DepV) und die Abfallablagerungsverordnung (AbfAblV) 

Wertstoff-Rückgewinnung aus deponierten Abfällen  

Mittel- bis langfristiges Ziel wird auf Grund der zunehmenden Rohstoffknappheit und teu-
rer werdender Ressourcen die Erschließung anderer Quellen sein. Insbesondere der Wert-
stoffrückgewinnung („Urban Mining“, wörtlich übersetzt „städtischer Bergbau“) kommt 
hierbei eine besondere Bedeutung zu. Entstandene Abfälle sollen zukünftig als 
Rohstoffquelle zur Verfügung stehen. „Urban Mining“ umfasst im weitesten Sinne anthro-
pogen geschaffene Lagerstätten wie zum Beispiel Deponien aber auch Gebäude und In-

                                            

20  Quelle: Statistisches Bundesamt, Abfallbilanz, verschiedene Jahrgänge, und Berechnungen des Umweltbun-
desamts / UBA; 
Ab 2002 durch Einführung des Europäischen Abfallverzeichnisses Verschiebungen zwischen nicht besonders 
überwachungsbedürftigen und besonders überwachungsbedürftigen Abfällen sowie innerhalb der Siedlungs-
abfälle. Bergematerial wird zu 100% abgelagert. 
1) Bau- und Abbruchabfälle ab 2004 ohne eingesetzte Mengen an Bodenaushub, Bauschutt und Straßenauf-
bruch bei Bau- und Rekultivierungsmaßnahmen der öffentlichen Hand. 
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lichen Wasser-Fußabdruck von 5288 Litern, die Hälfte davon wird aus dem Ausland im-
portiert (WWF 2009, Ploetz et al. 2009, UBA 2010). 

Das genutzte Trinkwasser wird zudem als Abwasser bis zu einem zulässigen Grad an 
verbleibender Verschmutzung aufbereitet und anschließend in Gewässer geleitet. Je ge-
ringer der Trinkwasserverbrauch und damit das sich daraus ergebende Abwasservolu-
men, desto höher ist dann zwar der Reinigungsaufwand, aber desto geringer ist auch die 
in Fließgewässer und schließlich Ozeane eingeleitete Schmutzfracht.  

2.2.2 Wasser sparen 

Die Einsparung von Trinkwasser in Bürogebäuden und Gewerbebetrieben ist häufig mit 
geringen Investitionen, wenig Aufwand und hohem Nutzen zu realisieren. Allein durch 
Information und Motivation der Mitarbeiter zur richtigen Nutzung von vorhandenen tech-
nischen Einrichtungen und zum sorgsamen Umgang mit Wasser kann der Wasserver-
brauch bis zu einem Drittel verringert werden.  

Bei der Produktauswahl von Geräten und Armaturen sollte vorrangig der Wasserver-
brauch berücksichtigt werden. Fast alle Hersteller haben spezielle wassersparende Ange-
bote in ihrem Programm. Es ist zu berücksichtigen, dass die Betriebskosten oftmals ein 
Vielfaches der Anschaffungskosten betragen. 

In den klassischen häuslichen Anwendungsbereichen Toilettenspülung und Körperhygiene 
bestehen auch in Büro- und Verwaltungsgebäuden die größten Möglichkeiten zum Was-
sersparen. Hier lassen sich Maßnahmen oftmals einfach und kostengünstig umsetzen. 

In manchen Produktionsbereichen weit relevanter sind technische Möglichkeiten zur Sen-
kung des Wasserverbrauches durch Kreislaufführung oder die Umstellung auf wasserlose 
Systeme in der Produktion. 

Wasserverbrauch und Wasserkosten 

Der Wasserverbrauch von Kleingewerbe und Haushalten in Deutschland betrug 1986 
noch 146 Liter pro Person und Tag und sank bis zum Jahre 2007 auf 122 Liter pro Person 
und Tag (Statistisches Bundesamt). 

Im gleichen Zeitraum stiegen im bundesdeutschen Durchschnitt die Gebühren für Trink-
wasser von 0,88 auf 1,85 €/m³ (s. Abb. 2.2-1). In Hessen betrug die Gebühr 2007 
durchschnittlich 2,51 €/m³ 
für Abwasser und 1,93 
€/m³ für Trinkwasser. 
Hierzu kommt jeweils 
noch die Grundgebühr, die 
in den letzten Jahren 
überproportional erhöht 
wurde.  

In Produktionsbetrieben 
wurde der zunehmende 
Einsatz von Kreislauffüh-
rung und Mehrfachnut-
zung von Prozesswässern 
vor allem durch weitrei-
chende abwasserrechtli- Abb. 2.2-1: Entwicklung der Trinkwasserpreise 
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einem sechstel Trinkwasser gegenüber einer herkömmlichen wassersparenden Spültoilet-
te. Der wesentliche Vorteil der Vakuumentwässerung liegt - neben der Wassereinsparung 
- in der flexiblen und platzsparenden Leitungsführung, da hinsichtlich der Raumnutzung 
keine Rücksicht auf Zwangspunkte genommen werden muss, die sich aus den Einleitstel-
len der Freispiegelleitungen ergeben. Dies ist insbesondere in Gewerbebetrieben von Vor-
teil, in denen Räume oder Gebäude häufiger umgenutzt werden. Der Nachteil sind die 
relativ hohen Investitions- und Betriebs-
kosten. 

Beispiel: Verwaltungsgebäude 

In einem Verwaltungsgebäude in Darm-
stadt wurden 87 Vakuumtoiletten instal-
liert. Je Spülung werden hier weniger als 
1 Liter benötigt. Auf diese Weise werden 
jährlich etwa 3.200 m³ Trinkwasser und 
Abwasser eingespart. Zudem wird für 
Toilettenspülung und Grünflächenbewäs-
serung Regenwasser genutzt, so dass 
der Trinkwasserbedarf weiter minimiert 
wird. 

Urinale 

Insbesondere in Bürogebäuden kommen verstärkt sogenannte Trockenurinale zum Ein-
satz, die ohne Wasserspülung auskommen. Mit einer qualifizierten Wartung funktionieren 
sie problemlos. Mittlerweile sind sie in Deutschland in vielen gewerblichen Bereichen wie 
Stadien, Raststätten und Bürogebäuden im Einsatz.  

In Büro- und Verwaltungsgebäuden werden in der Regel sensorgesteuerte Urinale einge-
setzt. Die Spülmenge kann, speziell bei Urinalen mit Spüldüse, auf bis zu 0,8 Liter redu-
ziert werden. Bei einigen Systemen kann die Spülmenge und -frequenz der Häufigkeit 
der Benutzung angepasst werden. 

Wassersparende Armaturen 

Armaturen an Handwaschbecken sollten eine 
Durchflussmenge von 4 Litern pro Minute 
nicht überschreiten. An Handwaschbecken in 
Toilettenräumen sind Selbstschlussarmaturen 
eine sinnvolle Möglichkeit, um den Wasser-
verbrauch zu reduzieren.  

Duschen ist ohne Komfortverlust mit einer 
Durchflussmenge von 6 bis 8 Litern pro Minu-
te möglich. Voraussetzung dafür ist ein ge-
eigneter Brausekopf und ein ausreichender 
Wasserdruck. Ältere Handbrausen ohne Was-
sersparvorrichtung können Durchflussmengen 
zwischen 15 und 20 Litern pro Minute aufweisen. Vorhandene Installationen können mit 
Durchfluss-Konstanthaltern kostengünstig nachgerüstet werden.  

Foto: UBS 
Abb. 2.2-4: Durchflussbegrenzer 

Foto: UBS 

Abb. 2.2-3: Verwaltungsgebäude Darmstadt 
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Fotos UBS 

Abb. 2.2-8: Grauwasserrecycling im Arabella Hotel Offenbach 

2.2.5 Regenwasser nutzen 

Regenwasser eignet sich zum Beispiel für die Toilettenspülung, für die Gartenbewässe-
rung und für Reinigungszwecke. Das Sparpotenzial für Trinkwasser in Haushalten liegt 
bei ca. 30 Prozent. Im Dienstleistungsbereich, in dem der überwiegende Teil des Wasser-
verbrauchs auf die Toilettenspülung entfällt, kann bis zu 50 Prozent Trinkwasser durch 
Regenwasser ersetzt werden. Im gewerblichen Bereich hat sich die Regenwassernutzung 
bei KFZ-Waschanlagen und Gärtnereien zu Bewässerungszwecken am weitesten durch-
gesetzt. Durch den geringen Kalkgehalt ist Regenwasser in einigen Anwendungsberei-
chen, wie zum Beispiel beim Wäschewaschen und für Reinigungszwecke gegenüber 
Trinkwasser im Vorteil. 

Anlagen zur Regenwassernutzung 

 
Quelle: DIN 1989 

Abb. 2.2-9: Regenwassernutzungsanlage mit Außenspeicher nach DIN 1989 

Regenwassernutzungsanlagen werden bundesweit von vielen Herstellern komplett inklu-
sive Planung und Wartung angeboten, so dass der Aufwand für den Anwender minimal 
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ist. Die technischen Randbedingungen sind in der DIN 1989 Regenwassernutzungsanla-
gen in vier Teilen definiert. Die Regenwassernutzung ist zwischenzeitlich Stand der Tech-
nik (vgl. HMULV 2003, fbr 2007 – 2010). 

Aus qualitativen Gründen wird im Allgemeinen nur Regenwasser verwendet, das von 
Dachflächen abfließt. 

Mit Ausnahme einer Filterung, bei der grobe Schmutzstoffe, wie zum Beispiel Laub und 
Staub abgeschieden werden, ist keine gesonderte Aufbereitung erforderlich. Das gefilter-
te Regenwasser wird in einem Speicher gesammelt und von dort über eine Regenwasser-
zentrale in einem separaten Leitungsnetz zu den einzelnen Verbrauchsstellen gefördert. 
Für den Fall, dass sich kein Regenwasser mehr im Speicher befindet, ist eine Trinkwas-
sernachspeisung in den Geräten integriert.  

Zusätzlich zur Trinkwassereinsparung wird durch die Nutzung des Regenwassers als wei-
terer Effekt im Sinne des nachhaltigen Bauens weniger Regenwasser in die Kanalisation 
abgeleitet. Diese Ableitung erfolgt zudem nur mit Verzögerung, so dass die Spitzen des 
Regenwasseranfalls gemildert werden. Bei richtig dimensionierten Anlagen kann ca. 90% 
des Jahresniederschlages genutzt werden. Die Regenwassernutzung ist daher ein wichti-
ger Baustein der Regenwasserbewirtschaftung (s. Abschnitt 2.3). 

Beispiel: Regenwassernutzung in einem Büro- und Gewerbegebäude in Frankfurt am 
Main 

Das Regenwasser der Dachflächen von dem Gewerbegebäude am Frankfurter Westbahn-
hof wird durch Vorfilter geleitet und in zwei außenliegenden Teichen mit einem Gesamt-
volumen von ca. 430 m³ gespeichert (vgl. fnr 2007). Dieses Wasser zirkuliert durch be-
pflanzte Wasserbecken und wird dadurch soweit gereinigt, dass es für den Spielteich des 
Betriebskindergartens genutzt werden kann. Der Überlauf beider Teiche speist eine Zi-
sterne mit einem Volumen von 25 m³. Daraus werden insgesamt 50 Wasserspartoiletten 
und 17 Urinale versorgt. Zudem dient es zur Bewässerung der umfangreichen Grünpflan-
zen. Etwa 400 m³ Regenwasser können jährlich für die genannten Einsatzbereiche im 
Gebäude genutzt werden. 

  
Foto: UBS 

Abb. 2.2-10: Bürogebäude Frankfurt am Main 
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Porenpflaster 

Die porigen Pflastersteine sind luft- und wasser-
durchlässig. Die Versickerung erfolgt durch die 
Steine als auch durch die Fugen. Optisch ist diese 
Oberfläche kaum von herkömmlichen Pflasterflä-
chen zu unterscheiden. Porenpflaster ist für alle 
Flächen, die keiner großen Verschmutzung ausge-
setzt sind, wie z.B. Zufahrten und Gehwege, geeig-
net.  

Gering belastbare Befestigungsarten  

Schotterrasen 

Diese naturnahe Befestigungsart ist für gelegentlich 
genutzte Parkflächen, Seitenstreifen von Straßen 
oder Parkflächen und Feuerwehrzufahrten ohne 
häufigen Rangierverkehr geeignet. Die Befesti-
gungsart ist preiswert und pflegeleicht.  

Kies- und Splittdecken  

Bekieste Parkflächen, für wenig frequentierte Stell-
flächen z.B. von Mitarbeitern, sind eine preiswerte 
Alternative zu Pflasterflächen. Ein weiterer Anwen-
dungsbereich sind sporadisch genutzte Hofflächen 
und Fußwege. 

 

alle Fotos Befestigungen: UBS 

 

Beispiel: Wasserdurchlässige Befestigung Büropark-
platz in Künzell 

In Künzell wurden bei dem Computer- und Software-
studio CSS 1.000 Quadratmeter Stellplatzfläche was-
serdurchlässig befestigt. Als Belag wurde Splittfu-
genpflaster gewählt.  

Eine Regenwassernutzungsanlage dient der Versor-
gung von elf Toiletten. Von dem Grundstück fließt 
somit praktisch kaum Regenwasser in die Kanalisati-
on, der Großteil wird genutzt oder versickert.  

 

 

 

 

 

 
Foto: UBS 

Abb. 2.3.2 Wasserdurchlässige Be-
festigung Büroparkplatz in Künzell 
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Einen Überblick über Stoffströme und Ressourcenverbrauch in Deutschland insgesamt 
(das nationale „Materialkonto“) gibt Abb. 2.4-1. Wieweit darunter der Ressourcenver-
brauch in Deutschland dem Bauwesen, Hoch- und Tiefbau, und darunter dem Hochbau, 
bzw. Gebäuden, zuzurechnen ist, wird statistisch nicht unmittelbar erfasst, lässt sich aber 
in Größenordnungen abschätzen. Modellrechnungen nähern sich konkreten Mengenzu-
ordnungen anhand von zwei unterschiedlichen Berechnungsverfahren: zum einen indem 
statistisch erfasste Stoffströme von Ressourcen nach Plausibilität dem Bauwesen zuge-
ordnet werden (Erfassung top-down) und zum andern anhand statistischer Daten zu den 
errichteten Bauwerken bzw. Gebäuden (Erfassung bottom-up) 4. Dabei werden für die in 
den Gebäuden verwendeten Materialien Annahmen zu deren Anteilen getroffen und zu 
Gesamtmengen hochgerechnet (vgl. z.B. Arendt 2000, Weber-Blaschke/Faulstich et al. 
2005).  

Berechnungen für das Jahr 2000 haben ergeben, dass für Neubau und Instandsetzung 
von Wohngebäuden mineralische Ressourcen in einem Umfang von fast 150 Mio. t ver-
wendet wurden (80% Neubau, 20% Instandhaltung). Weiterhin wurden für Wohngebäu-
de 4,5 Mio. t Holz bzw. 3 Mio. t Holzprodukte (Schnittholz und Holzwerkstofferzeugnisse) 
verwendet; hinzu kommen Metalle und weitere Materialien, z.B. Kunststoffe, Anstrich-
stoffe etc. (UBA 2004). Umgerechnet auf das Jahr 2009 und auf den gesamten Hochbau 
ergeben sich daraus rund 193 Mio. t bzw. rund ein Drittel der in Deutschland verbleiben-
den Rohstoffe, die der Errichtung und der Unterhaltung von Gebäuden zuzuordnen sind5. 
Nicht berücksichtigt sind die Stoffflüsse für den Innenausbau und für die erforderliche 
Infrastruktur zur Erschließung (Verkehr und Versorgung). 

Statistisch wird als Verbleib der Teil der Stoffströme erfasst, der tatsächlich im Inland 
genutzt wird. Das waren 2007 gerade 12% des gesamten Stoffstroms von rund 5 Mrd. t. 
Dagegen wurde 44% der Materialien nicht verwertet, wie Abraum, Bergematerial, Boden 
Steine und Baggergut, die ebenfalls zu einem großen Teil durch Bautätigkeit ausgelöst 
werden.  

Auswirkungen von Baustoffen auf die Umwelt 

Erzeugung, Anwendung und Beseitigung der Baumaterialien und Bauprodukte sind 
zwangsläufig mit Beeinträchtigungen der Umwelt verbunden. Entnahmen von Materialien 
aus der Umwelt greifen in den Grundwasserhaushalt ein, zerstören gewachsene Böden, 
hinterlassen unfruchtbaren Abraum und verändern durch Abgrabungen und Aufschüttun-
gen die Landschaft. Nicht nur in Deutschland, sondern durch Materialimporte an Standor-
ten weltweit.  

Die großen Stoffströme im Bauwesen belasten die Umwelt beginnend an den Standorten 
der Entnahme der Rohstoffe, durch die Produktionsverfahren bei der Herstellung der 
Bauprodukte, durch die Transporte zu den Orten der Verwendung, bei der Verwendung 
auf der Baustelle6 und bei der späteren Beseitigung, durch Energieverbrauch und durch 

                                                
4  vgl. zur Vorgehensweise Enquete-Kommission 1999 
5  Im Bauhauptgewerbe (ohne Ausbaugewerke), dem die Stoffflüsse mineralischer Rohstoffe und Holz im We-

sentlichen zuzuordnen sind, waren im Jahr 2000 im Wohnungsbau insgesamt 34,7 Mrd. ! umgesetzt wor-
den, im Hochbau (auch Wirtschaftsbau und öffentlicher Bau) zusammen 64,7 Mrd. ! (Stat. Bundesamt 
2010); 2009 beliefen sich die entsprechenden Umsätze auf 24,6 bzw. 50,7 Mrd. !. Unter der Annahme, dass 
auch 2009 Ressourcen in den Relationen wie 2000 für die Gebäude eingesetzt wurden, ergibt sich hochge-
rechnet und preisbereinigt aus dem Volumen der 2000 im Wohnungsbau eingesetzten mineralischen Roh-
stoffe und Holzprodukte ein Gesamtv olumen für alle Gebäude (Hochbau) von rund 193 Mio. t im Jahr 2009.  

6  Zur Bodenbelastung beim Bauen vgl. Greiff / Kröning 1993 
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Vordergrund steht und die Auswirkungen nicht – wie z.B. bei der Ökobilanzierung – über 
die gesamte Lebenszeit quantifiziert werden.  

Vorrang für gesundheitlich unbedenkliche und umweltfreundliche Baustoffe mit 
Zertifikaten und Gütesiegeln  

Belange von Umwelt und Gesundheit in Bezug auf die Errichtung und die Nutzung von 
Gebäuden sind in der Vergangenheit häufig anhand einzelner problematischer Baustoffe 
thematisiert worden. Lungengängige Fasern früherer mineralischer Dämmstoffe oder as-
besthaltiger Isolierungen, Holzschutzmittel und die Emissionen von Parkettklebern und 
Fugendichtstoffen gerieten in die öffentliche Diskussion um gesundheitliche Folgen für 
Verarbeiter und Nutzer (vgl. exempl. z.B. Schawinski 1986). Auch Umweltschädigungen 
durch Emissionen von Lösungsmitteln, Kühlmitteln oder durch hohen Energieverbrauch 
bei der Herstellung fanden zunehmend öffentliche Beachtung und lenkten die Aufmerk-
samkeit auf Eigenschaften von Bauprodukten, die bis dahin allein nach ihren technischen 
Spezifikationen und unter Kostenaspekten am Bau eingesetzt wurden. Für Anwender wie 
Verbraucher und insbesondere für die planenden Architekten stellt sich daher die Frage, 
welche Bauprodukte sie verwenden können, ohne gesundheitliche Risiken einzugehen 
und ohne die Umwelt über Gebühr zu belasten.  

Tab. 2.4-1: Wohnbauförderungsrichtlinien Vorarlberg 2009/2010  

 
Quelle: Vorarlberg, Landesregierung 2009 

 
Zwar können bei der Auswahl einzelner Produkte Zusammenstellungen ausgewählter 
Baustoffinformationen, Vorranglisten und insbesondere Gütesiegel mit definierten Quali-
tätsstandards (Ewen 2009) eine Entscheidungshilfe bieten, bei professionellen Planungen 
können sie aber letztlich eine Auseinandersetzung mit der Komplexität der Baustoffeigen-
schaften nicht ersetzen15. Für eine Bewertung der Nachhaltigkeit eines Baustoffs ist im-
mer auch die Betrachtung der Gesamtkonstruktion und deren Rahmenbedingungen er-

                                                
15  Ökologisch orientierte Fachinformationen zur Baustoffkunde für Architekten mit Angaben zu Umwelt und 

Gesundheitsaspekten bieten z.B. z.B. Zwiener (1994 und 2006), Zellweger et al. (1995), Schulze-Darup 
(1996) und Schwarz (1998); in der neueren Literatur werden auch Ökobilanzen berücksichtigt Hegger et al. 
(2005)  
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Gütesiegel „Kontrolliert deklarierte Rohstoffe“ 

Die Arbeitsgemeinschaft kontrolliert deklarierte Rohstoffe18 (ARGE kdR e.V.) begann 2006 
im Auftrag der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) eine im Internet öffentlich zu-
gängliche Datenbank für Bauprodukte mit geregelter Volldeklaration aufzubauen. Zu den 
dokumentierten Bauprodukten werden alle eingesetzten Substanzen erfasst und nach 
internationalen Standards bezeichnet. Sie enthält auch Hinweise zum Einsatz und Um-
gang mit Gefahrstoffen, zur Information der Verbraucher und Anwender bei sensiblen 
und sensibilisierenden Anwendungen. Als Nebeneffekt sollen Hersteller zur Substitution 
von Gefahrstoffen und besonders gefährlichen Sub-
stanzen angeregt werden. Folgende Substanzen wer-
den besonders herausgehoben und gekennzeichnet: 

• Allergisierende Stoffanteile im Produkt 

• Gefahrstoffanteile im Produkt 

• CMR - Stoffanteile ( CMR = Carzinogen, Muta-
gen, Reproduktionstoxische Stoffe) 

Eine Besonderheit der Datenbank der ARGE kdR ist das 
R-Zeichen, mit dem auf einen Blick erkennbar wird, 
welche Ressourcenanteile in einem Produkt verwendet 
wurden; eine Kennziffer verweist auf die Informations-
datenbank (s. Abb. 2.4.4). Die Verwendung des R-
Symbols auf den Produkten und Werbemitteln bedarf 
einer Nutzungslizenz, die nur das deklarierte Produkt 
umfasst. 

Neben der geregelten Volldeklaration werden weitere produktspezifische Daten und In-
formationen zum Produkt und zur Verarbeitung veröffentlicht. Auch Sicherheitsdatenblät-
ter, Zulassungsbescheide und Anwendungshinweise können in die Datenbank eingestellt 
werden. Aktuell (2010) haben knapp 20 Hersteller rund 40 Bauprodukte in die Datenbank 
eingestellt (www.positivlisten.info). Eine Übersicht über die Rohstoffquellen von Dämm-
stoffen gibt Tab. 2.4-2. 

Baustoffdatenbanken und Informationssysteme 

Informationen zu problematischen Stoffen bzw. Gefahrstoffen, deren Einsatz nach Mög-
lichkeit vermieden oder zumindest reduziert werden sollte, lassen sich aus produktbezo-
genen Informationssystemen entnehmen (vgl. BNB 1.1.6), wie z.B. 

                                                
18  In der ARGE kdR e.V. hatten sich 2002 u.a. Institutionen wie das KATALYSE Institut, Köln, das Institut für 

Baubiologie Neubeuern, die ÖkoPlus AG, Fachhandelsverbund für ökologisches Bauen und Wohnen, Frank-
furt, der Arbeitskreis Ökologischer Holzbau (AKÖH), Herford, und der Verein Technologie für Generationen 
e.V. (TfG, Verbund von Solar- und Pelletbetrieben), Bietigheim-Bissingen, zusammengeschlossen 

grün = nachwachsenden Anteile 
gelb = mineralische/metallische Anteile  
rot = fossile Anteile 

Abb. 2.4-4: R-Zeichen  
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keitsaspekte in Ausschreibung und Vergabe“; vgl. 1.3.5). Bewertet werden die Aus-
schreibungs- bzw. Vergabeunterlagen danach, ob entsprechende Anforderungen an 
Unternehmen, Leistungen und zu verwendende Bauprodukte gestellt wurden. 

Grundsätze für Ausschreibung und Vergabe von Bauleistungen 

Bauleistungen zur Errichtung von Gebäuden werden bei Bauvorhaben öffentlicher Bau-
herren oberhalb einer bestimmten Bausumme grundsätzlich ausgeschrieben, um unter 
mehreren Unternehmen und Angeboten das nach Preis und Leistungsfähigkeit für die 
Ausführung am besten geeignete zu ermitteln.  

Während private Bauherren bei der Auswahl der ausführenden Firmen und der vertragli-
chen Regelungen an keine besonderen rechtlichen Vorgaben gebunden sind, ist der öf-
fentliche Hochbau den Regelungen der „Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen“ / VOB unterworfen. Dieses Regelwerk28 besteht aus drei Teilen: 

• VOB/Teil A: Vergabe von Bauleistungen 
• VOB/Teil B: Ausführung von Bauleistungen 
• VOB/Teil C: Allgemeine Technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV) 

Teil A enthält Regelungen sowohl für das Verfahren bis zum Abschluss des Bauvertrages, 
Teil B für die allgemeine Vertragsgestaltung, Teil C für die technischen Besonderheiten 
der Bauleistungen unterschiedlicher Gewerke. Teil A der VOB ist durch die Einbettung in 
die Haushaltsordnungen von Bund, Ländern und Gemeinden für öffentlich-rechtliche Bau-
herren (und bei Finanzierung mit öffentlichen Geldern) bindend.  

VOB Teil B ist Vertragsrecht und muss im Bauvertrag zwischen Bauherrn und Unterneh-
mer als Vertragsgrundlage ausdrücklich vereinbart werden, damit ihre Regelungen für die 
Vertragsparteien Rechtskraft erlangen. In der Baupraxis ist VOB Teil B für Auftraggeber 
wie Auftragnehmer ein grundlegendes Regelungsinstrument; auch private Bauherren 
nutzen die Regelungen üblicherweise als Vertragsvorlage und passen sie den jeweiligen 
Erfordernissen an.  

VOB Teil C enthält die allgemeinen technischen Vertragsbestimmungen für Bauleistungen 
(ATV) der einzelnen Gewerke als DIN-Normen. Mit der Ausschreibung auf der Grundlage 
von VOB Teil C ist damit ein Standard für die Ausführung nach anerkannten Regeln der 
Technik festgelegt. Auf dieser Grundlage werden die Einzelheiten der Ausführung von 
Bauleistungen abschließend festgelegt. 

Für die einzelnen Gewerke gibt es für die Ausschreibungstexte standardisierte Vorlagen, 
die in Standardleistungsbüchern29 (StLB) zusammengestellt sind. Sie enthalten eine um-
fassende Auswahl von Formulierungen für norm- und regelgerechte Ausführungen von 
Bauleistungen, die mit der VOB Teil C abgestimmt sind.  

                                                
28  Aktuelle Fassung von 2009; s. www.bmvbs.de/Anlage/original_1144115/VOB-Teil-A-und-B-Ausgabe-2009-

mit-Berichtigung-vom-19.-Februar-2010.pdf 
Erarbeitung und Fortschreibung der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) liegt in den 
Händen des Deutschen Vergabe- und Vertragsausschusses für Bauleistungen (DVA), ein von Vertretern der 
öffentlichen Auftraggeber und der privaten Auftragnehmer paritätisch besetztes Gremium. 
www.bmvbs.de/Bauwesen/Bauauftragsvergabe-,1536/Vergabe-und-Vertragsordnung-fu.htm 

29  Standardleistungsbücher enthalten gewerkeweise Leistungsbeschreibungen im Bauwesen. Zuständig für die 
Erarbeitung der StLB ist der Hauptausschuss GAEB (Gemeinsamer Ausschuss Elektronik im Bauwesen) des 
DVA. Die Inhalte werden von Experten aus Wirtschaft und Verwaltung in den Facharbeitskreisen des GAEB 
erarbeitet und vom Deutschen Institut für Normung mit der aktuellen nationalen und europäischen Normung 
abgeglichen. Die Geschäftsstelle des GAEB ist dem Geschäftsbereich des BMVBS beim BBR zugeordnet. 
(http://www.gaeb.de/home2.php). 
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kommen kann. Bei einem MEAT-Angebot können außer dem Angebotspreis Lebenszy-
kluskosten, Umweltaspekte und eine Reihe weiterer Qualitätskriterien berücksichtigt wer-
den. Das bedeutet, dass Kriterien des nachhaltigen Bauens und Bewirtschaftens bei der 
Ausschreibung ausdrücklich berücksichtigt werden können.  

Mit der weiteren Umsetzung der EU-Leitmarktinitiative ist zu erwarten, dass sich die Tür 
zur Berücksichtigung von Kriterien des nachhaltigen Bauens bei Ausschreibung und Ver-
gabe durch die öffentliche Hand weiter öffnen wird. Wieweit dies auch genutzt werden 
wird, wird von den finanziellen Möglichkeiten der öffentlichen Auftraggeber und nicht zu-
letzt auch von den Überzeugungen der verantwortlichen Entscheidungsträger abhängen. 
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sten ab. Gerade dies soll sich künftig ändern, indem der Planungs- und Bauprozess durch 
einen sachkundigen Auditor, der dann auch die Zertifizierung vornimmt, beratend beglei-
tet wird. Dabei führt er Buch über den Punktestand der Bewertung. Insbesondere wenn 
die Bewertung knapp unter einer Bewertungsstufe liegt, kann er Vorschläge machen, wie 
und mit welchem (finanziellen) Aufwand der höhere Wert erreicht werden kann. Dieser 
erwünschte Effekt einer internen Projektsteuerung in Richtung Nachhaltigkeit ist so auch 
Bestandteil des Verfahrens nach dem amerikanischen LEED-System (vgl. 3.4).  

Die international bestehenden Bewertungssysteme und ebenso in Deutschland das der 
DGNB bzw. des BNB sind trotz der bereits erreichten Aufmerksamkeit und Bedeutung für 
bestimmte Segmente der Immobilienmärkte keineswegs auf Dauer konsolidierte Größen. 
Vieles ist im Fluss, die Zertifizierung weiterer Gebäudetypen sowie der Erneuerung vor-
handener Gebäude wird erwogen, z.B. in Deutschland wie bereits bei BREAM die Nach-
haltigkeitszertifizierung von Wohnquartieren und auch die Breite und Tiefe der Zertifizie-
rungssysteme sind keine abschließenden Größen. Auch die internationale Spezifizierung 
zur weiteren Anwendung der Systeme im Ausland, z.B. die Anpassung von LEED für die 
Anwendung in Deutschland, entwickelt sich weiter. 

Zertifizierung der Referenzgebäude, Anlässe und Interessen 

Die Gebäude für Bauingenieurwesen und Geodäsie der TU Darmstadt und des Zentrums 
für Umweltbewusstes Bauen (ZUB) in Kassel haben einen quasi institutionalisierten Be-
zug zum nachhaltigen Bauen über ihre jeweiligen organisatorischen Verknüpfungen mit 
den beiden Hochschulen. Am Lehrstuhl für Massivbau an der TU Darmstadt wird das 
Thema Stoffströme, Ökobilanzen und Nachhaltigkeit im Bauwesen bereits seit vielen Jah-
ren wissenschaftlich bearbeitet, eine ganze Reihe von wissenschaftlichen Arbeiten hat 
dazu beigetragen, Methode und Wissensstand voranzubringen (Kloft 1998, Reiche 2001, 

Quelle: Herzog 
2010 Abb. 3.1-1: Die Gebäude der ersten Zertifizierungsrunde: Prozentanteile, zu denen die 

Anforderungen erfüllt wurden (Gesamterfüllungsgrad) 
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kung auf den Ozonschichtabbau ins Verhältnis setzen zu 989 g Kohlendioxid in seiner 
Wirkung auf die Erderwärmung? Was wiegt – für die Umwelt - schwerer?  

Dabei darf auch nicht vergessen werden, dass die den Ökobilanzen zugrunde gelegten 
Daten keineswegs den Charakter unveränderlicher physikalischer Größen haben, sondern 
die aktuelle Situation zur Zeit ihrer Erhebung wiedergeben. Ein großer Teil der verwende-
ten Daten wurde z.B. um das Jahr 2000 erhoben. Veränderte Rezepturen oder Produkti-
onsbedingungen, z.B. neue energieeffizientere Anlagen, können hier zu erheblichen Ver-
änderungen führen. Eine regelmäßige Revision sollte die Aktualität der Daten sicherstel-
len. So gibt es entsprechende Varianzen zwischen den Versionen der Ökobaudat z.B. von 
2007 und 2009, mit entsprechenden Auswirkungen auf das Ergebnis. Auch die Zulässig-
keit unterschiedlicher Rechenwerkzeuge zur Datenverarbeitung bringt weitere Varianzen 
in das Rechenergebnis (vgl. Abschnitt 1.1.3, Ökobilanzierung, Datengrundlage). 

Damit die Vergleichbarkeit der Berechnungen über die Lebensdauer der Gebäude gege-
ben ist, müssen nicht nur die Daten zu den Baustoffen, sondern auch die Annahmen zu 
ihrer Lebensdauer vergleichbar, d.h. vereinheitlicht sein, so dass alle Berechnungen auf 
der gleichen Datengrundlage beruhen. Zur Lebensdauer von Bauteilen und Bauprodukten 
sind auf dem Nachhaltigkeitsportal des BMVBS Daten eingestellt, die durch Forschungs-
arbeiten gewonnen wurden. Zu bedenken ist aber, dass diese in erster Linie Rechenwerte 
sind und unter realen Bedingungen die Lebensdauer von Bauteilen und Gebäuden von 
sehr vielen unterschiedlichen Faktoren abhängt, wie Standort, Witterungs- und Klima-
einwirkungen, Form der Gebäudehülle, Nutzungsintensität, Wartungsintensität etc. Für 
einzelne Gebäude und noch mehr für die einzelnen Bauteile kann die Abweichung vom 
Standardwert relativ groß sein. Wie sehr die angenommene Lebensdauer die Bilanz eines 
einzelnen Bauteils beeinflusst, macht der Vergleich der Umweltwirkungen einer Verklei-
dung mit Aluminiumblech mit einer Lebensdauer von 50 Jahren und Faserzementplatten 
mit einer Lebensdauer von 40 Jahren deutlich (Tab. 3.2-4); dadurch dass im Betrach-
tungszeitraum von 50 Jahren die Faserzementplatten einmal ausgewechselt werden müs-
sen, erhöhen sich die Werte der Umweltbelastung gleich um 100%.  

Ein ganz anderes Problem der Ökobilanzierung liegt in der fehlenden Transparenz eines 
Teils der den Berechnungen zugrunde liegenden Daten. Nur die Daten der Ökobaudat auf 
der Nachhaltigkeits-Plattform des BMVBS oder anderer offener Quellen sind frei verfüg-
bar. Die Ökobaudat des BMVBS enthält aber nur etwa 20% der Daten, die auf der 
(gleichnamigen) Ökobaudat der DGNB gespeichert sind. Ein Großteil der Daten wird als 
Eigentum der Institution gehandelt, die sie ermittelt hat, und steht nur den Erwerbern 
zur Verfügung, Dritten dürfen sie nicht zugänglich gemacht werden. Die Berechnungen 
der Ökobilanzen werden zwar von der DGNB überprüft, sind aber zur Wahrung der Ver-
traulichkeit der Daten Dritten nicht unmittelbar zugänglich, sondern nur dann, wenn die 
Benutzungsrechte erworben worden waren. Auch wenn man bereit ist, darauf zu vertrau-
en, dass die DGNB die Berechnungen korrekt kontrolliert und dabei alles mit rechten Din-
gen zugeht, wäre hier die vollständige Transparenz des Verfahrens geboten. Es ist daher 
zu hoffen, dass die Bereitstellung von Daten in der Ökobaudat des BMVBS sukzessive 
weiter ergänzt, bzw. die privat gehandelten Daten öffentlich zugänglich gemacht werden.  
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3.2.2 Das Bauprojekt 

Das Vorhaben eines Neubaus für den Fachbereich Bauingenieurwesen und Geodäsie der 
TU Darmstadt stand im Zusammenhang mit der Planung eines Wissenschafts- und Kon-
gresszentrums in der Innenstadt Darmstadts am bisherigen Standort von Instituten des 
Fachbereichs auf dem Gelände der TUD in der Stadtmitte. Für die betreffenden Institute 
wurde ein Neubau erforderlich, der moderne Lehr- und Forschungsbedingungen für die 
Bauingenieure an einem gemeinsamen Standort bieten sollte.  

Aus einem Architektenwettbewerb im Jahr 2001 ging der Entwurf von Knoche Architekten 
aus Stuttgart als Sieger hervor. Die mit 13 Mio. # veranschlagten Gesamtkosten für Bü-
rogebäude und Versuchshallen wurden entsprechend dem Hochschulbauförderungsgesetz 
(HBFG) je zur Hälfte von Land und Bund getragen.  

Im Juli 2003 wurde der Grundstein gelegt und 2004 war das Gebäude fertiggestellt und 
konnte bezogen werden.  

Die Projektleitung für den Neubau oblag noch dem Hessischen Staatsbauamt (heute: 
Hessisches Immobilienmanagement), das das fertiggestellte Gebäude in die Obhut der 
TU Darmstadt, Dezernat V Bau und Immobilien, übergab. Heute ist die TU Darmstadt 
durch vom Land Hessen gewährte Autonomie in ihren Entscheidungen auch bei Neubau-
vorhaben autonom. Aufgrund der Insolvenz des beauftragten Generalunternehmers und 
der sich daran anschließenden Verfahren sind derzeit Pläne und Ausführungsunterlagen 
nicht verfügbar. Insbesondere sind die spezifischen Kosten nicht dokumentiert.  

Zur Bauzeit war an eine Zertifizierung der Nachhaltigkeit des Gebäudes noch nicht zu 
denken. Die Planung orientierte sich in herkömmlicher Weise ausschließlich an funktiona-
len, gestalterischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Hierin unterscheidet sich die 
Planung des Institutsgebäudes für Bauingenieurwesen und Geodäsie kaum von anderen 
staatlichen Hochbauvorhaben der Zeit. Die Umstände des Insolvenzverfahrens führten 
jedoch darüber hinaus dazu, dass Nachweise und Dokumentationen als Beleg der Pro-
zessqualität nicht vorgelegt werden konnten. 

3.2.3 Zertifizierung 

Das Institutsgebäude des Fachbereichs Bauingenieurwesen und Geodäsie der TU Darm-
stadt wurde mit dem Zertifikat der DGNB, Neubau Büro- und Verwaltungsgebäude, Ver-
sion 2008, zertifiziert und erhielt das DGNB-Gütesiegel in Silber. Auditor war Carl-
Alexander Graubner, TU Darmstadt. Im Folgenden werden Ergebnisse für einzelne Bau-
teile referiert und jeweils alternativen Lösungen für die Ausführung der Bauteile gegen-
übergestellt. 

Erfahrungsbericht zum Zertifizierungsverfahren 

Das Institutsgebäude des Fachbereichs Bauingenieurwesen und Geodäsie der Techni-
schen Universität Darmstadt wurde im Rahmen der Pilotzertifizierung des Deutschen Gü-
tesiegel Nachhaltiges Bauen (DGNB) mit der Note 1,9 bewertet. Dies entspricht der Zerti-
fikatsstufe DGNB-SILBER. Der Standort erhielt eine sehr gute Bewertung mit der Note 
1,3 (vgl. www.dgnb.de/de/zertifizierung/objekte/detail.php?we_objectID=1396) 

Eine detaillierte Darstellung der Bewertung ist in Abb. 3.2-1 zu sehen. Zusammengefasst 
wurden folgende Ergebnisse in den Hauptkriteriengruppen des Deutschen Gütesiegels 
Nachhaltiges Bauen erreicht: 
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B Dach – alternative Ausführung als Kiesdach über Schaumglasdämmung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tab. 3.3-9: Dach des Gebäudes, alternative Ausführung als Kiesdach 

Material Schicht- 
dicke 
(m) 

Rohdichte 
(kg/m") 

Stoff-
masse 
kg/m! 

Lebensdau-
er 
(a) 

Austausch 
im  

Lebenszy-
klus 

Kiesschicht 0,050 1.500 75,0 80 – 100 0 
Polymerbitumenschweißbahn  0,0042 0,170 kg/m! 0,17 15 – 30 3 
Spezialbitumen Excel HR FE 0,004 0,190 kg/m! 0,19 15 – 30 3 
Schaumglas  0,240 115 27,6 50 - 80 0 
Bitumenschweißbahn GV3 0,004 0,600 kg/m! 0,6 50 - 80 0 
Bitumenvoranstrich 0,002 1.100 2,2 50 – 80 0 
Stahl 0  16,0 80 – 100 0 
Betondecke 0,250 2.000 500,0 80 - 100 0 
zusammen 0,5542  621,76   
 

Als alternative Variante wird statt dem Gründach ein Kiesdach betrachtet. Die Dämmung 
wird statt mit EPS Hartschaum, mit Schaumglas ausgeführt. Die Schaumglasdämmung 
hat für die Bilanz zur Folge, dass den darunterliegenden Bauteilschichten eine längere 
Lebensdauer zugeordnet werden kann. Die Dachdichtung unter der Kiesschicht ist eine 
hochelastische und extrem dehnfähige Polymerbitumen-Schweißbahn aus ALPA-
Spezialbitumen, vergütet mit Kunststoffeinsätzen aus Styrol-Butadien-Styrol und Polyole-
finen (Produkt EXCEL 1000 D, des Herstellers Axter); die Trägereinlage besteht aus Poly-
estervlies 170 g/m!. Die Dachdichtungsbahn wird mit Spezialbitumen, vergütet mit 
Kunststoffzusätzen aus Polyolefinen und Styrol-Butadien-Styrol (Produkt EXCEL HR FE 
des Herstellers Axter) mit der 24 cm starken Schaumglasdämmung verschweißt. Darun-
ter liegt die Dampfsperrschicht aus Bitumenschweißbahn GV3 (günstig wegen der gerin-
gen Materialdicke) über der mit lösemittelhaltigem Kaltbitumen vorgestrichenen Stahlbe-
tondecke.  

Der U-Wert des Bauteils liegt wie bei der ausgeführten Lösung bei 0,16 W/ (m! K). 
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Tab. 3.3-12: Übersicht Ökobilanzwerte der untersuchten Bauteile 

  
AW1 
Stahlbeton 

AW2 
Ziegel 

DE1 
Magnesit 

DE2 
Linoleum 

DA1 
Grün 

DA2 
Kies 

GWP 
kg CO2 Äqu/  
(m!x a) 

3,12 3,08 2,47 - 0,5526 11,97 11,08 

ODP 
kg R11-Äqu/  
(m!x a) 

0,048 E-06 0,335 E-06 6,73 E-07 6,52 E-07 0,099 E-06 1,88 E-06 

POCP 
kg C2H4-Äqu/  
(m!x a) 

5,348 E-03 2,995 E-03 59,1 E-03 1,73 E-03 3,90 E-03 0,636 E-03 

AP 
kg SO2-Äqu/  
(m! x a) 

7,998 E-03 22,26 E-03 281,4 E-03 11,4 E-03 9,6 E-03 6,0 E-03 

EP 
kg PO4-Äqu/  
(m! x a) 

1,02 E-03 2,43 E-03 52,0 E-03 1,44 E-03 1,8 E-03 0,934 E-03 

MJ/(m! x a) 35,72 78,04 25,04 57,14 38,43 34,06 
PEges 

kWh 9,93  21,68 6,96  15,88 10,68  9,47  

MJ/(m! x a) 1,22 65,27 0,57 19,57 1,07 6,01 
PEe 

kWh 0,34 18,13 0,16  5,44 0,30 1,67  

MJ/(m! x a) 34,51 12,77 24,47 37,57 37,36 28,05 
PEne 

kWh 9,59  3,55 6,8  10,44  10,38  7,8  

(1 E-06 kg = 0,001 g = 1 mg (Milligramm); 1 E- 3 kg = 1 g) 

Anmerkungen:  
C2H4, Ethen (Äthen, Ethylen, Äthylen), ein ungesättigter Kohlenwasserstoff, ist ein farbloses Gas. 
R 11, CFCl3 (Freon 11, Trichlorfluormethan, Trichlormonofluormethan, Fluortrichlormethan, Monofluortrichlor-

methan) nicht brennbare Flüssigkeit bzw. oberhalb 23,6 Grad C nicht brennbares Gas; schwer löslich in 
Wasser, sehr leicht flüchtig, umweltgefährlich. 

SO2, Schwefeldioxid, ist das Anhydrid der Schwefligen Säure H2SO3. Schwefeldioxid ist ein schleimhautreizen-
des giftiges Gas. Es ist sehr gut (physikalisch) wasserlöslich und bildet mit Wasser in sehr geringem Maße 
schweflige Säure. Es entsteht vor allem bei der Verbrennung von schwefelhaltigen fossilen Brennstoffen  wie 
Kohle oder Erdölprodukten, die bis zu 4 Prozent Schwefel enthalten. Es trägt erheblich zur Luftverschmut-
zung bei und verursacht sauren Regen. Dabei wird das Schwefeldioxid zunächst von Sauerstoff zu Schwe-
feltrioxid oxidiert und dann mit Wasser zu Schwefelsäure (H2SO4) umgesetzt.  

PO4; Phosphate sind Salze und Ester der ortho-Phosphorsäure. Das Anion PO4
3�, sowie seine Kondensate 

(Polymere) und Phosphorsäureester werden Phosphate genannt. Phosphate werden vor allem als Dünger ei-
negsetzt. Durch Erosion von landwirtschaftlichen Flächen gelangen sie an Tonminerale gebunden in Flüsse 
und Seen und können dort zur Eutrophierung beitragen.  

 Wirkungen Dimension 
GWP Treibhauspotenzial kg CO2-Äquivalent 
ODP Ozonabbaupotenzial kg R11-Äquivalent (R11 = CFCl3) 
AP Versauerungspotenzial kg SO2-Äquivalent 
EP Eutrophierungs- / Überdüngungspotenzial (EP) kg PO4-Äquivalent 
POCP Photooxidantienbildungspotenzial Kg C2H4-Äquivalent 
PE ges Primärenergie gesamt MJ/(m! x a) / kWh 
PE e Primärenergie erneuerbar MJ/(m! x a) / kWh 
PE ne Primärenergie nicht erneuerbar MJ/(m! x a) / kWh 

Die kumulierten Werte der einzelnen betrachteten Bauteile dienen nur dem unmittelbaren 
Vergleich. Zu bedenken ist auch, dass die Alternativen nur zu Vergleichszwecken gewählt 
wurden und nicht ohne weiteres auch so ausgeführt werden können. Der Aufbau der aus-
geführten Geschossdecke z.B. mit doppelter Estrichschicht und eingelegtem Rohrlei-
tungssystem der Bauteilaktivierung ist mit den nachwachsenden Rohstoffen aus Holzfa-
sern so nicht realisierbar.  
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Tab. 3.4-5: Vergleich von Wirk- und Sachbilanzen der Geschossdeckenalternativen: 
nur Bodenbeläge: Teppichboden und Synthesekautschuk (1 m!) 
(nur einmalig Herstellung und Entsorgung) 

 
DE1  

Teppich 
Prozent 
von DE2 

DE2  
Synthesekautschuk 

Dimension 

GWP 8,20 61,03% 13,4 kg CO2 Äqu. / (m!*a) 
ODP 0,000.000.273 22,48% 0,000.001.22 kg R11 Äqu. / (m!*a) 
POCP 0,002.34 35,43% 0,006.59 kg C2H4 Äqu. / (m!*a) 
AP 0,016.9 22,06% 0,076.6 kg SO2 Äqu. / (m!*a) 
EP 0,002.74 38,38% 0,007.13 kg PO4 Äqu. / (m!*a) 
PEges 89,65 34,73% 258,68 MJ / (m!*a) 
PEe 1,89 24,42% 7,74 MJ / (m!*a) 
PEne 87,96 35,05% 250,94 MJ / (m!*a) 

Betrachtung: Nur einmalig Herstellung und Entsorgung; Datenbasis: Ökobaudat 2009, retr. 01.03.2011 
Teppichboden, Gebrauchsklasse 21 (GK 21), Komfortklasse 1 (LC 1) gemäß EN 1307: Lebensdauer: 10 Jahre; 
Synthesekautschukboden Lebensdauer: 20 Jahre;  
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Synthesekautschuk

Teppichboden 1

Teppichboden LC

Anmerkung:  
Teppichboden 1: Vergleich mit Synthesekautschuk, jeweils einmalig Herstellung und Entsorgung  
Teppichboden LC: Betrachtungszeitraum 50 Jahre; Lebensdauer 10 Jahre; Einbau und viermaliges Auswechseln 
im Betrachtungszeitraum (5 LC-Perioden); Vergleich mit Synthesekautschuk, Lebensdauer 20 Jahre, Einbau u
zweimaliges Auswechseln 50 Jahren (3 LC-Perioden); Verhältnis Teppichboden zu Synthesekautschuk 1,67 zu 1 

Abb. 3.4-8: Vergl

nd 
 

eich Ökobilanzen der Bodenbeläge Teppichboden und Synthesekau-
tschuk (in Prozentwerten, bezogen auf 1 m²) 
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der Synthesekautschukbelag jedoch eine rund dreieinhalbmal höhere. Relativ hoch ist der 
Primärenergieverbrauch über den Lebenszyklus. Bei einer zum Vergleich gleich ange-
nommenen Nutzungsdauer von nur 10 Jahren fallen bei beiden Belägen Herstellung und 
Entsorgung fünfmal an (Einbau und viermal Auswechseln). Über die Lebensdauer werden 
unter dieser Annahme bei Teppichboden zwei Drittel und bei Synthesekautschuk das Ein-
einhalbfache der Energie aufgewendet, die insgesamt für die Stahlbetonkonstruktion zu 
veranschlagen ist (s. Abb. 3.4-9).  
 

 Primärenergiebedarf nicht erneuerbar Primärenergiebedarf erneuerbar 
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1 Bodenbelag 
2 Doppelboden 
3 Anstrich 
4 Stahlbeton 

5 abgehängte Decke 
6 Spachtelung / Anstrich 

 

Anmerkungen: Angaben in MJ/m!a; Betrachtungszeitraum 50 Jahre, gesamter Energiebedarf je m! Geschoss-
decken mit Doppelbodenaufbau; Nutzung beinhaltet Herstellung und Entsorgung im Betrachtungszeitraum;  
Gesamtfläche Geschossdecken mit Doppelbodenaufbau: 9.970 m! 

Abb. 3.4-9: Geschossdecke – Alternative Ausführungen des Bodenbelags: 
Vergleich Ökobilanzen von Synthesekautschuk und Teppichboden  
Primärenergiebedarf nicht erneuerbar/erneuerbar (MJ /m!) 
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Tab. 3.4-6: Varianten nichttragende Innenwand Übersicht 

 

 
 
 
 
 

Achsraster 62,5cm    

Bezeichnung Ständerwerk Bauteildicke Schallschutz Brandschutz 
IW1 Metall: CW50 75 mm 45 dB F30 

IW2 Metall: CW50 80 mm 44 dB F30 

IW3 Metall: CW75 75 mm 49 dB F30 

IW4 Holz: 60/60 mm 85 mm 41 dB F30 

Tab. 3.4-7: Innenwand nichttragend, Aufbau IW1  
Material Schicht- 

dicke 
(mm) 

Roh-
dichte 
(kg/m") 

Stoffmasse 
kg/m! 

Lebensdauer 
(a) 

Austausch im  
Lebenszyklus 

1 Gipskartonplatte 12,5 850 10,413 30 1 
2 Glaswolle-Dämmplatte 45 22 0,941 30 1 
3 Metallprofil CW50 50 - 1,314 30 1 
4 Gipsbauplatte 12,5 850 10,413 30 1 
5 Spachtelung und An-
strich - - pauschal 15 3 

zusammen 75     

Tab. 3.4-8: Innenwand nichttragend, Aufbau IW2  
Material Schicht- 

dicke 
(mm) 

Roh-
dichte 
(kg/m") 

Stoffmasse 
kg/m! 

Lebensdau-
er 
(a) 

Austausch im  
Lebenszyklus 

1 Gipskartonplatte 15 850 12,495 30 1 
2 Steinwolle-Dämmplatte 50 38 1,805 30 1 
3 Metallprofil CW50 50 - 1,314 30 1 
4 Gipsbauplatte 15 850 12,495 30 1 
5 Spachtelung und An-
strich - - pauschal 15 3 

zusammen 80     

Tab. 3.4-9: Innenwand nichttragend, Aufbau IW3  
Material Schicht- 

dicke 
(mm) 

Roh-
dichte 
(kg/m") 

Stoffmasse 
kg/m! 

Lebensdauer 
(a) 

Austausch im  
Lebenszyklus 

1 Gipsfaserplatte 12,5 1.100 13,475 30 1 
2 Steinwolle-Dämmplatte 50 38 1,805 30 1 
3 Metallprofil CW75  75 - 1,526 30 1 
4 Gipsfaserplatte 12,5 1.100 13,475 30 1 
5 Spachtelung und Anstrich - - pauschal 15 3 

zusammen 100     

Tab. 3.4-10: Innenwand nichttragend, Aufbau IW4  
Material Schicht- 

dicke 
(mm) 

Roh-
dichte 
(kg/m") 

Stoffmasse 
kg/m! 

Lebensdauer 
(a) 

Austausch im  
Lebenszyklus 

1 Zementplatte 12,5 1.200 14,7 30 1 
2 Steinwolle-Dämmplatte 60 38 2,052 30 1 
3 Holzständer 60/60mm 
   Vollholz Kiefer 60  3,411 30 1 
4 Zementbauplatte,  
   Innenbereich 12,5 1.200 14,7 30 1 
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B Nicht tragende Innenwand mit erhöhten Brandschutz-Anforderungen F90 

In einer weiteren Untersuchung werden leichte Innentrennwände (GK-Ständerwände im 
Büronutzungsbereich) mit erhöhten Anforderungen an Schallschutz und Feuerwiderstand 
verglichen. Die Aufbauten ergeben sich aus Herstellerangaben für Trennwandsysteme mit 
den geforderten bauphysikalischen Eigenschaften. 

Tab. 3.4-12: Varianten nichttragende Innenwand, besondere Anforderungen, Übersicht 

 

 
 
 
 
 
 

Achsraster 62,5cm 
[mm]  

[dB] 
 

Bezeichnung Ständerwerk Bauteildicke Schallschutz Brandschutz 
IW5 Metall CW100 160 58 F90 

IW6 Holz 60/60mm 110 48 F90-B 

Tab. 3.4-13: Innenwand nichttragend, Aufbau IW5  

Material Schicht- 
dicke 
(mm) 

Roh-
dichte 
(kg/m") 

Stoff-
masse 
(kg/m!) 

Lebensdauer 
(a) 

Austausch 
im  

Lebenszyklus 
1 Gipskartonplatte (2*15mm) 30 850 24,99 30 1 
2 Steinwolle-Dämmplatte 50 38 1,805 30 1 
3 CW100 Profil 100 - 1,742 30 1 
4 Gipskartonplatte (2*15mm) 30 850 24,99 30 1 
5 Spachtelung und Anstrich - - pauschal 15 3 

zusammen 160     
Betrachtungszeitraum 50 Jahre, Jahresdurchschnittswerte über 50 Jahre 
Gesamtfläche Innenwände ausgeführt als leichte Trennwände 7.460 m!; 

Tab. 3.4-14: Innenwand nichttragend, Aufbau IW6  

Material Schicht- 
dicke 
(mm) 

Rohdichte 
(kg/m") 

Stoff-
masse 
(kg/m!) 

Lebensdauer 
(a) 

Austausch im  
Lebenszyklus 

1 Zementplatte 2x12,5mm 25 1200 29,4 30 1 
2 Steinwolle-Dämmplatte 60 38 2,052 30 1 
3 Holzständerwerk - 520 3,411 30 1 
4 Zementplatte 2x12,5mm 25 1200 29,4 30 1 
5 Spachtelung und An-
strich - - pauschal 15 3 

zusammen 110     

C Vergleich 

Die Ökobilanz bezieht sich auf einen Betrachtungszeitraum von 50 Jahren. Die Gesamt-
fläche der Innenwände, ausgeführt als leichte Trennwände im Gebäude, umfasst 7460 
m!. Die Ökobilanz wird jahres- und flächenbezogen (NGFa) verglichen. 

Wirkbilanzen 

Das Treibhauspotenzial der IW6 mit Zementplattenbeplankung ist mehr als anderthalb-
mal so groß wie das der IW5, entsprechend dem Verhältnis des gesamten Primärenergie-
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3.4.5 Wasser und Abwasser 

Das Wasserkonzept 

Das Wasserkonzept für die Deutsche-Bank-Türme dient einem nachhaltigen Umgang mit 
Wasser am Standort und führt zu einem deutlich niedrigeren Verbrauch an Trinkwasser. 

Im Zusammenspiel von 

• Speicherung und Nutzung von Regenwasser 

• Speicherung und Wiederverwendung von Grauwasser 

• Wasserspararmaturen 

werden insgesamt 44 Mio. l Trinkwasser jährlich eingespart. Die Anforderungen der 
LEED-Zertifizierung für effiziente Wassernutzung konnten dabei vollständig erfüllt wer-
den.  

Quelle: Deutsche Bank  

Abb. 3.4-12: Schema von Regen- und Grauwassernutzung 

Regenwasser 

Regenwasser wird von den Dachflächen mit rund 4.000 m! abgeleitet, in mehreren Fil-
tereinheiten gereinigt und in Zisternen gesammelt. Insgesamt stehen 7 Zisternen mit 
jeweils 25 – 30 m" Fassungsvermögen zur Verfügung mit einem Gesamtinhalt von rund 
200 m". Jährlich ist mit etwa 1.700 m" Regenwasser zu rechnen.  
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	Einführung
	Teil 1 Grundlagen des nachhaltigen Bauens
	1.1 Nachhaltiges Bauen – Handlungsbedarf und Rahmenbedingungen
	1.1.1 Nachhaltigkeit – Worum geht es?
	1.1.2 Verständigung über die Grundlagen nachhaltigen Bauens:Internationale Normung zur Nachhaltigkeit im Bauwesen
	1.1.3 Ökobilanzierung
	1.1.4 Umweltdeklaration von Bauprodukten

	1.2 Zertifizierung der Nachhaltigkeit
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